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ten Beihilfen haben müßte. So ist als Fak­
tor zur Festlegung der genauen Beträge
der zu genehmigenden Beihilfen nicht
nur die Anzahl der Tonnen abzubauen­
der Produktionskapazität zu berücksich­
tigen; es kommen vielmehr noch andere
Elemente hinzu, die von einer Region
der Gemeinschaft zur anderen unter­
schiedlich sind, wie z. B. die vor 1980
unternommenen Umstrukturierungsbe­
mühungen, die durch die Krise der Stahl­
industrie hervorgerufenen regionalen und
sozialen Probleme, die technische Ent­
wicklung sowie die Anpassung der Un­
ternehmen an die Markterfordernisse.

2. Die in Artikel 8 Absatz 1 der allgemeinen
Entscheidung Nr. 2320/81 vorgesehene
Meldefrist für Beihilfevorhaben stellt eine
Ausschlußfrist dar, so daß die Genehmi­
gung jedes verspätet gemeldeten Beihilfe­
vorhabens ausgeschlossen ist. Die Kom­
mission durfte daher keine Beihilfen ge­
nehmigen, wenn die Vorhaben zu deren
Gewährung oder Änderung ihr nicht spä­

testens am 30. September 1982 gemeldet
worden waren.

3. Bei den „Beihilfevorhaben", die der Kom­
mission gemäß Artikel 8 Absatz 1 der
Allgemeinen Entscheidung Nr. 2320/81
bis zum 30. September 1982 zu melden
waren, handelt es sich um Programme, in
denen im Rahmen eines Umstrukturie­
rungsplans die Art, die Zielsetzung und
die geplante Verwendung der Beihilfe
festgelegt sind; dabei brauchte der zu ge­
nehmigende Betrag noch nicht genau an­
gegeben zu werden. Daß der Betrag der
Beihilfen, welche die Kommission
schließlich genehmigt hat, höher ist als
derjenige, der ihr zum 30. September
1982 mitgeteilt worden war, verstößt
deshalb für sich allein nicht gegen die ge­
nannte Bestimmung, es sei denn, die
nach diesem Datum erfolgte Aufstockung
hat die Natur der geplanten Beihilfe ge­
ändert, so daß das tatsächlich durchge­
führte Vorhaben mit dem notifizierten
nicht mehr übereinstimmt.
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Herr Präsident,
meine Herren Richter!

I. Einleitung

Wie Sie wissen, erhebt die Regierung der
Bundesrepublik Deutschland (mit Unterstüt­
zung der Wirtschaftsvereinigung Eisen- und
Stahlindustrie) grundsätzliche Einwände ge­
gen die im Bereich der Eisen- und Stahl­
industrie von der Kommission aufgrund des
Zweiten Beihilfekodex betriebene Politik. In
ihren an die belgische, die französische, die

italienische und die britische Regierung ge­
richteten Entscheidungen vom 29. Juni 1983
habe die Kommission vor allem erheblich
umfangreichere Beihilfemaßnahmen geneh­
migt und einen bedeutend geringeren Kapa­
zitätsabbau verlangt, als für eine schnelle
und ausreichende Anpassung der Produk­
tionskapazität der europäischen Stahlindu­
strie erforderlich gewesen wäre. Dadurch
habe sie zum Nachteil der deutschen Stahl­
industrie unter anderem gegen den Gleich­
behandlungsgrundsatz verstoßen. Außerdem
stehe dieses Vorgehen der Kommission im
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Widerspruch zu einer Reihe materieller und
formeller Vorschriften des Zweiten Beihilfe­
kodex.

Zum besseren Verständnis dieser bedeutsa­
men Rechtssache halte ich zunächst eine
Zusammenfassung des Sachverhalts und des
Prozeßverlaufs (unter II), der Anträge der
Parteien (unter III) und des Parteivorbrin­
gens (IV) für notwendig. Ich übernehme
dazu den Sitzungsbericht mit einigen von
mir für nützlich erachteten Erläuterungen
und Ergänzungen, die sich hauptsächlich
auf die mündliche Verhandlung gründen.
Soweit Sie sich außer mit dem Sitzungsbe­
richt auch mit diesen Erläuterungen und Er­
gänzungen einverstanden erklären können,
stelle ich Ihnen anheim, in dem zu erlassen­
den Urteil auf diesen Teil meiner Schlußan­
träge zu verweisen.

Unter den Punkten V und VI meiner Schluß­
anträge werde ich den Hauptantrag bezie­
hungsweise den Hilfsantrag der deutschen
Bundesregierung näher prüfen und im sie­
benten Teil nach einigen Schlußbemerkun­
gen abschließend meine Anträge formulie­
ren.

II. Sachverhalt und Verfahren

II. 1. Die allgemeinen wirtschaftlichen und
rechtlichen Zusammenhänge des Rechtsstreits:
Krisensituation und gemeinschaftsrechtlicher
Rahmen der nationalen Beihilfen für die
Stahlindustrie

In der Gemeinschaft sieht sich die Stahlin­
dustrie etwa seit dem Jahre 1973 besonderen
Schwierigkeiten gegenüber, deren Ursachen
in verschiedenen Faktoren begründet sind.
Von diesen Faktoren sind zu nennen die
Rezession, die sowohl in der Gemeinschaft
als auch weltweit alle wirtschaftlichen Betä­
tigungen betrifft; die ungünstige Entwick­
lung der Nachfrage nach Stahlerzeugnissen;
das Auftreten neuer sehr wettbewerbsfähiger
Erzeuger aus Drittländern auf dem Markt;

die Schaffung neuer Produktionskapazitäten
in der Gemeinschaft; schließlich die Ver­
wendung teilweise unrentabler oder sogar
veralteter Produktionsanlagen in einigen
Gebieten der Gemeinschaft.

Das Zusammenwirken dieser Faktoren
führte zu einem Kapazitätsüberhang sowie
zu einem Preisverfall und infolgedessen zu
einem Erlösverfall, der wiederum zu Ver­
käufen mit Verlust und zu einem lebhaften
Wettbewerb zwischen den verschiedenen
Stahlunternehmen führte. Da die Lebensfä­
higkeit vieler dieser Unternehmen ernsthaft
bedroht war, gingen alle Mitgliedstaaten im
mehr oder weniger starkem Maße dazu
über, Beihilfen zu gewähren, um dieser Kri­
sensituation abzuhelfen oder deren Auswir­
kungen abzumildern.

Angesichts dieser Entwicklung kündigte die
Kommission Ende 1977 eine Reihe von
Maßnahmen zur Umstrukturierung dieses
Sektors an, zu denen die Entwicklung eines
auf Artikel 95 Absatz 1 EGKS-Vertrag ge­
stützten Beihilfesystems gehörte, das die
Koordinierung der nationalen Subventionen
auf Gemeinschaftsebene ermöglichen sollte.
Diese Regelung sollte sicherstellen, daß die
Beihilfen dem Ziel einer grundlegenden
Umstrukturierung dienten und keine Wett­
bewerbsverzerrungen hervorriefen, die dem
gemeinsamen Interesse zuwiderliefen
(Bull. EG 12-1977, S. 8, Bull. EG 4-1978,
S. 46).

Im Hinblick auf eine solche verbindliche
Regelung in diesem Bereich führte die
Kommission mit Zustimmung des Rates mit
der Entscheidung Nr. 257/80/EGKS vom
1. Februar 1980 (ABl. L 29, S. 5) gemein­
schaftliche Regeln über Beihilfen zugunsten
der Eisen- und Stahlindustrie ein. Gemäß
der allgemeinen Entscheidung Nr. 2320/
81/EGKS der Kommission vom 7. August
1981 (ABl. L 228, S. 4) wurde diese Beihil­
feregelung durch eine geänderte Fassung
(nachstehend Zweiter Beihilfekodex ge­
nannt) abgelöst, die nach ihrem Artikel 13
bis zum 31. Dezember 1985 gilt.
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II.2. Zweiter Beihilfekodex

Nach seinen beiden ersten Begründungser­
wägungen wird mit diesem Kodex haupt­
sächlich die Erreichung zweier Ziele be­
zweckt: zum einen die Einstellung der Ge­
währung von Beihilfen in jeglicher Form
und zum anderen die Wiedergewinnung dei
Wettbewerbsfähigkeit der Stahlindustrie
durch Umstrukturierung einschließlich des
Kapazitätsabbaus.

Gemäß Artikel 1 des Kodex ist es Aufgabe
der Kommission, im Rahmen eines einheitli­
chen Verfahrens zu entscheiden, ob Beihil­
fevorhaben, die ihr nach Artikel 8 Absatz 1
bis spätestens 30. September 1982 zu melden
sind, „als mit dem ordnungsgemäßen Funk­
tionieren des Gemeinsamen Marktes verein­
bar angesehen werden" können. Wird dies
bejaht, handelt es sich um „Gemeinschafts­
beihilfen"; als solche dürfen sie nur bezeich­
net werden, wenn zuerst die in Artikel 2
vorgesehenen allgemeinen Voraussetzungen
erfüllt sind, wozu beispielsweise gehört, daß
das betreffende Unternehmen ein Umstruk­
turierungsprogramm durchführen muß und
daß keine Beihilfezahlungen nach dem 31.
Dezember 1985 erfolgen dürfen. Die Beihil­
fevorhaben müssen außerdem den detaillier­
teren Voraussetzungen der Artikel 3 bis 7
entsprechen, deren Strenge sich nach der
Art der beabsichtigten Beihilfe richtet. Dies­
bezüglich wird in den genannten Vorschrif­
ten unterschieden zwischen Investitionsbei­
hilfen (Artikel 3), Schließungsbeihilfen (Ar­
tikel 4), Betriebsbeihilfen (Artikel 5), Not­
beihilfen (Artikel 6) und schließlich For-
schungs- und Entwicklungsbeihilfen (Arti­
kel 7).

Gemäß Artikel 8 Absatz 2 ist die Kommis­
sion verpflichtet, zu den „wichtigsten Beihil­
fevorhaben" die Stellungnahme der Mit­
gliedstaaten einzuholen, bevor sie eine dies­
bezügliche Entscheidung erläßt. Eine even­
tuelle Genehmigung der gemeldeten Beihil­
fen muß daraufhin spätestens am 1. Juli
1983 ergehen (Artikel 2 Absatz 1). Schließ­

lich geht aus Artikel 12 hervor, daß die in
den Artikeln 2, 5, 6 und 8 Absatz 1 vorge­
sehenen Fristen nur mit „einstimmiger Zu­
stimmung" des Rates geändert werden kön­
nen.

II.3. Der Ausgangspunkt der vorliegenden
Klage: die Entscheidungen der Kommission
vom 29. funi 1983

Auf der Grundlage des Zweiten Kodex er­
ließ die Kommission am 29. Juni 1983 ver­
schiedene Entscheidungen, die an die deut­
sche, die belgische, die britische, die franzö­
sische, die griechische, die irische, die italie­
nische, die luxemburgische und die nieder­
ländische Regierung gerichtet sind. Mit die­
sen neun Entscheidungen genehmigte die
Kommission in den betreffenden Mitglied­
staaten alle oben aufgeführten Arten von
Beihilfen mit Ausnahme der „Notbeihilfen";
gemäß Artikel 6 des Kodex dürfen Beihilfen
dieser Art nach dem 31. Dezember 1981
nicht mehr genehmigt werden.

Die Entscheidungen der Kommission vom
29. Juni 1983 betreffen insgesamt Beihilfen
bis zu einer Höhe von 21,9 Milliarden
ECU und bringen für Warmwalzerzeugnisse
einen Abbau der Erzeugungskapazität um
26,7 Millionen Tonnen mit sich (bezogen
auf den Gesamtzeitraum von 1980 bis
1985). Nach den näheren Darlegungen in
der mündlichen Verhandlung muß der ge­
nannte Beihilfebetrag für den Gesamtzeit­
raum von 1980 bis 1985 (auf den sich der
genannte Abbau der Erzeugungskapazität
bezieht) auf 33 Milliarden ECU erhöht
werden.

Nach ihren „Allgemeinen Zielen Stahl" für
den Zeitraum 1980 bis 1985 bezifferte die
Kommission den Kapazitätsüberhang bei
warmgewalzten Stahlerzeugnissen in der
Gemeinschaft für 1985 auf ungefähr
47,9 Millionen Tonnen. Aus den Akten
geht allerdings hervor, daß der Rat auf
einer am 17. und 18. September 1982 in
Dänemark abgehaltenen informellen Ta-
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gung seine Zustimmung dazu erteilte, daß
die Kommission als gegenwärtiges Ziel der
Umstrukturierung einen Abbau in Höhe von
lediglich 30 bis 35 Millionen Tonnen vor­
sah, was nach den Darlegungen in der
mündlichen Verhandlung einen durch­
schnittlichen Auslastungsgrad von ungefähr
70 % ermöglichen sollte.

Die Klägerin bestreitet nicht die Richtigkeit
dieser Zahlen, rügt jedoch die ungleiche
Verteilung der Lasten der Umstrukturie­
rung, die die Kommission im Rahmen ihrer
Entscheidung vom 29. Juni 1983 vorgenom­
men habe. Ihre gemäß Artikel 33 Absatz 1
EGKS-Vertrag erhobene Anfechtungsklage
richtet sich nur gegen die Entscheidungen,
die an die belgische, die britische, die fran­
zösische und die italienische Regierung ge­
richtet sind. Diese vier Entscheidungen ge­
nehmigen insgesamt Beihilfen in Höhe von
17,5 Milliarden ECU (gegenüber Beihilfen
für die genannten Mitgliedstaaten in Höhe
von 27,5 Milliarden ECU für den gesamten
Zeitraum von 1980 bis 1985) unter der Vor­
aussetzung, daß diese Mitgliedstaaten in der
Zeit von 1980 bis 1985 18,7 Millionen Ton­
nen Erzeugungskapazität abbauen. Nach
Ansicht der Klägerin sind die genehmigten
Beihilfen zu hoch im Verhältnis zu den er­
teilten Auflagen zum Kapazitätsabbau. Fer­
ner begünstige diese UnVerhältnismäßigkeit
die Stahlerzeuger der vier betroffenen Mit­
gliedstaaten, die bereits seit Jahren hoch
subventioniert würden.

II.4. Der Streitgegenstand

In ihrer Klageschrift hat die Klägerin in er­
ster Linie beantragt, die vier angefochtenen
Entscheidungen für nichtig zu erklären, und
angeregt, der Gerichtshof möge im Falle der
Nichtigerklärung selbst die Grundsätze und
Leitlinien festlegen, an die die Kommission
bei der Billigung von Beihilfen aufgrund des
Gemeinschaftsrechts gebunden sei.

In ihrer Erwiderung hat sie eine Neufassung
ihres Hauptantrags in das Verfahren einge­

führt, wonach sie die teilweise Nichtigerklä­
rung der fraglichen Entscheidungen inso­
weit begehrt, als diese Entscheidungen Bei­
hilfen mit dem Gemeinsamen Markt für ver­
einbar erklären, die zur Durchführung der
Umstrukturierungsvorhaben in den vier be­
troffenen Mitgliedstaaten nicht nachweislich
unerläßlich sind.

Die Kommission beantragt in ihrer Gegener­
widerung, die Klage insoweit als unzulässig
abzuweisen, als sie auf dem Hauptantrag in
der geänderten Fassung beruht, da dieser
unbestimmt sei.

Auf die Anträge der Klägerin werde ich
noch zurückkommen (siehe Teil III dieser
Schlußanträge).

II.5. Verfahren

Die Klageschrift ist am 22. September 1983
in das Register der Kanzlei des Gerichts­
hofes eingetragen worden.

Mit Antragsschrift, die am 25. Januar 1984
in das Register der Kanzlei des Gerichtsho­
fes eingetragen worden ist, hat die Wirt­
schaftsvereinigung Eisen- und Stahlindu­
strie, ein Verband der Unternehmen der
deutschen Eisen- und Stahlindustrie, der
den Zweck verfolgt, die gemeinsamen Be­
lange seiner Mitglieder zu vertreten, bean­
tragt, sie in dieser Rechtssache als Streithel­
ferin zur Unterstützung der Anträge der
Klägerin zuzulassen. Der Gerichtshof hat
diesem Antrag mit Beschluß vom 29. Fe­
bruar 1984 stattgegeben.

Das schriftliche Verfahren ist ordnungsge­
mäß abgelaufen.

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­
richterstatters nach Anhörung des General­
anwalts beschlossen, die mündliche Ver­
handlung ohne vorherige Beweisaufnahme
zu eröffnen. Er hat jedoch die Parteien auf­
gefordert, bestimmte Fragen schriftlich zu
beantworten; die Parteien sind dieser Auf­
forderung innerhalb der gesetzten Frist
nachgekommen.
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III. Anträge der Parteien

Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch­
land (Klägerin) beantragt in ihrer Erwide­
rung,

1) die Entscheidungen Nrn. 83/391/EWG,
EGKS, 83/393/EGKS, 83/396/EGKS
und 83/399/EGKS der Kommission vom
29. Juni 1983 insoweit für nichtig zu er­
klären, als sie Beihilfen mit dem Gemein­
samen Markt für vereinbar erklären, die
zur Durchführung der Umstrukturie­
rungsvorhaben der Stahlindustrie in den
vier Ländern nicht nachweislich unerläß­
lich sind — die Antwort der deutschen
Bundesregierung auf eine Frage des Ge­
richtshofes ließ nicht mit Sicherheit den
Schluß zu, daß sie ihren Hauptantrag
zurückgenommen hat; in der mündlichen
Verhandlung wurde erklärt, daß der ur­
sprüngliche Hauptantrag aufrechterhal­
ten werde: die Neuformulierung in der
Erwiderung habe nur subsidiären Cha­
rakter —,

2) hilfsweise: sie insoweit für nichtig zu er­
klären, als die Summe der den einzelnen
Mitgliedstaaten genehmigten Beihilfen
über die Summe derjenigen Beihilfen
hinausgeht, die bis zum 30. September
1982 der Kommission notifiziert waren,

3) die Kosten des Verfahrens der Beklagten
aufzuerlegen.

Die Kommission der Europäischen Gemein­
schaften (Beklagte) beantragt in ihrer Gegen­
erwiderung,

1) die Klage als unzulässig und hilfsweise
als unbegründet abzuweisen,

2) der Klägerin die Kosten des Verfahrens
aufzuerlegen.

IV. Vorbringen der Parteien

rV.l. Zusammenfassung

In ihrer Erwiderimg erläutert die Klägerin,
sie habe die Anfechtungsklage nicht mit

dem Ziel erhoben, für die deutsche Stahlin­
dustrie einen geringeren Kapazitätsabbau
oder mehr Beihilfen zu erhalten. Was sie
mit diesem Verfahren beabsichtige, sei viel­
mehr, zu erreichen, daß die Stahlunterneh­
men in Belgien, Frankreich, Italien und dem
Vereinigten Königreich weniger Beihilfen
erhielten und einen stärkeren Abbau ihrer
Erzeugungskapazität vornähmen. Zu diesem
Zweck beantragt sie in erster Linie die Nich­
tigerklärung der streitigen Entscheidungen
insoweit, als die Kommission Beihilfen ge­
nehmigt habe, die nicht dringend notwendig
seien.

Zur Begründung dieses Antrags beruft sie
sich im wesentlichen auf einen einzigen Kla­
gegrund, nämlich einen Verstoß gegen den
Grundsatz der Gleichbehandlung, der darin
bestehe, daß die Kommission klar die Stahl­
unternehmen der vier genannten Mitglied­
staaten begünstige, indem sie Beihilfen ge­
nehmige, die bei weitem über das hinausgin­
gen, was notwendig sei, um die geforderten
Kapazitätsverringerungsmaßnahmen durch­
zuführen, während sie von der deutschen
Stahlindustrie Kapazitätsverringerungen for­
dere, die im Verhältnis zu den genehmigten
Beihilfen viel zu hoch seien. In dieser Hin­
sicht wirft die Klägerin der Kommission ins­
besondere vor, sie habe bei der Verteilung
des Kapazitätsabbaus weder die beträchtli­
chen Beihilfen, die bereits vor Erlaß der
fraglichen Entscheidungen an die betroffe­
nen Unternehmen gezahlt worden seien,
noch die lange vor 1980 und ohne jede öf­
fentliche Beihilfe von wenig oder nicht sub­
ventionierten Unternehmen wie denen in
der Bundesrepublik Deutschland erfolgten
Umstrukturierungsbemühungen berücksich­
tigt. Mit anderen Worten: Beim Erlaß der
streitigen Entscheidungen habe die Kommis­
sion mit zweierlei Maß gemessen.

In Beantwortung einer vom Gerichtshof ge­
stellten Frage hat die Klägerin angegeben,
es sei ihr unmöglich, nach den einzelnen
Unternehmen und den Beihilfeformen genau
darzulegen, inwieweit die fraglichen Beihil-
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fen im Verhältnis zu der Tonnage des Ka­
pazitätsabbaus überhöht seien. Dies sei je­
doch in jedem Fall insoweit unerheblich, als
sie den Betrag der Beihilfen überstiegen,
den die deutsche Stahlindustrie für die Jahre
1975 bis 1980 pro Tonne Kapazitätsabbau
erhalten habe.

Zur Verdeutlichung des diskriminierenden
Charakters der streitigen Entscheidungen im
Verhältnis zur deutschen Stahlindustrie legt
die Klägerin in ihren verschiedenen Schrift­
sätzen bezifferte Angaben vor, die in der
folgenden synoptischen Tabelle zusammen­
gefaßt sind:

Insgesamt in den
Jahren 1980-1985

genehmigte
Beihilfen

je Mitgliedstaat
(in Mrd ECU)
(Gesamtbetrag

für alle
Mitgliedstaaten:
33 Mrd ECU)

Insgesamt in den
Jahren 1980-1985

genehmigte
Beihilfen

verglichen mit der
Ausgangskapazi­
tät im Jahre 1980
(Beihilfe je Tonne

Ausgangs­
kapazität)

Insgesamt in den
Jahren 1980-1985

genehmigte
Beihilfen,

verglichen mit
dem in diesem
Zeitraum

erfolgten bzw.
zugesagten

Kapazitätsabbau
(Beihilfe je Tonne

Abbau)

Verhältnis
zwischen den
genehmigten
Beihilfen je

Mitgliedstaat und
den insgesamt
genehmigten

Beihilfen in den
Jahren 1980-1985

Erforderlicher
Kapazitätsabbau je
Mitgliedstaat (in

Mio t) im
Verhältnis zu dem

insgesamt
geforderten

Kapazitätsabbau in
den Jahren
1980-1985
(26,7 Mio t)

BR
Deutschland 4,314 191 DM 578 ECU 13,1 % 6,010 (22,5 %)
Belgien 3,887 571DM 1 252 ECU 11,8% 3,105(11,6%)
Frankreich 7,613 667 DM 1 433 ECU 23 % 5,311(19,9%)
Vereinigtes
Königreich 5,759 ' 593 DM 1282 ECU 17,4 % 4,500 (16,8 %)
Italien 10,270 666 DM 1 760 ECU 31,1 % 5,834 (21,8 %)

Hilfsweise beantragt die Klägerin die teil­
weise Nichtigerklärung der angefochtenen
Entscheidungen insoweit, als der Betrag der
genehmigten Beihilfen den Betrag der bis
zum 30. September 1982 (dem Tag, bis zu
dem gemäß Artikel 8 Absatz 1 des Zweiten
Kodex alle Meldungen von Beihilfevor­
haben abgegeben sein mußten) gemeldeten
Beihilfen übersteige. Nach ihrem Vorbrin­
gen besteht zwischen dem Gesamtbetrag der
durch die streitigen Entscheidungen geneh­
migten Beihilfen und dem Betrag der Beihil­
fen, die der Kommission vor dem genannten
Termin mitgeteilt worden seien, ein Unter­
schied von ungefähr 7,5 Milliarden ECU.
Die Kommission sei jedoch nicht befugt ge­
wesen, nach diesem Termin gemeldete Bei­
hilfen zu genehmigen, da diese Frist eine
Ausschlußfrist gewesen sei. Zur Begründung
dieser Ansicht bezieht sich die Klägerin auf
Artikel 12 Absatz 1 des Kodex, wonach

unter anderem die in Artikel 8 Absatz 1
vorgesehene Frist nur mit einstimmiger Zu­
stimmung des Rates geändert werden dürfe.
Außerdem sei sie von dieser Erhöhung der
Beihilfen erst durch die Veröffentlichung
der streitigen Entscheidungen unterrichtet
worden. Es sei ihr deshalb nicht möglich ge­
wesen, zu dieser Erhöhung Stellung zu neh­
men, obwohl die Kommission gemäß Arti­
kel 8 Absatz 2 des Kodex die Stellung­
nahme der Mitgliedstaaten zu den nach dem
30. September 1982 gemeldeten Beihilfevor­
haben hätte einholen müssen. Unter diesen
Umständen seien die fraglichen Entschei­
dungen wegen Verstößen gegen Verfah­
rensvorschriften, insbesondere gegen die in
Artikel 8 Absatz 1 und 2 des Kodex enthal­
tenen Vorschriften, rechtswidrig.

Die Beklagte äußert zunächst Zweifel in be­
zug auf die Zulässigkeit der Klage und ent­
wickelt dann vier Argumente gegen das
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Vorbringen der Klägerin zum Hauptantrag.
Zuerst macht sie geltend, der Zweite Beihil­
fekodex sehe keine Höchstgrenze für die
Beträge der zu genehmigenden Beihilfen vor
und schaffe auch kein gleichförmiges und
quasi mathematisches Verhältnis der geneh­
migten Beihilfen zum notwendigen Kapazi­
tätsabbau; die Verwendung einer solchen
gleichförmigen Relation verstoße im übrigen
gegen die Verpflichtung der Kommission,
bei der Prüfung von Beihilfevorhaben ver­
schiedene Faktoren wie die unternommenen
Restrukturierungsbemühungen, die Intensi­
tät der Beihilfen, die Strukturprobleme der
betroffenen Region usw. zu berücksichtigen.
Sodann bezwecke der Zweite Beihilfekodex
die Abschaffung der nationalen Beihilfen
und nicht den völligen Abbau des Kapazi­

tätsüberhangs innerhalb der Gemeinschaft.
Außerdem wären die regionalen und sozia­
len Konsequenzen der Bemühungen der Ge­
meinschaft mit den allgemeinen Grundsät­
zen des Zweiten Beihilfekodex nicht verein­
bar, wenn das Ziel der Umstrukturierung
(30 Mio t bis 35 Mio t entsprechend dem
1982 vereinbarten Ziel) allein zu Lasten
stark subventionierter Unternehmen ver­
wirklicht werden sollte. Schließlich beruhten
die Entscheidungen vom 29. Juni 1983 auf
einer gerechten Verteilung der Lasten der
Umstrukturierung, da die am stärksten sub­
ventionierten Unternehmen den höchsten
Kapazitätsabbau vornehmen müßten. Die
Kommission bezieht sich in diesem Zusam­
menhang auf folgende Zahlen:

Durch die
Entscheidungen
rom 29. Juni 1983

genehmigte
Beihilfen

(in Mrd ECU)

In den
Entscheidungen
vom 29. Juni 1983

geforderter
Kapazitätsabbau

(in Mio t)

Anteil
je Mitgliedstaat

an der
Gesamtkapazität
der Gemeinschaft
im Jahre 1980

Anteil je
Mitglicdstaat
nach Durch­
führung des

in den
Entscheidungen
rom 29. Juni 1983

geforderten
Abbaus

Anteile der
Mitgliedstaatcn
am Kapazitäts-
abbau (bei

durchschnittlichem
Kapazitätsabbau in
der Gemeinschaft
von 15,9%)

BR
Deutschland 3,614 1,1 31,6% 33 , 1% 11 ,3%
Belgien 2,330 3,1 9,5 % 9,1 % 19,4 %
Frankreich 3,943 5,3 15,9% 15,2% 19,7%
Vereinigtes
Königreich 2,674 4,5 13,5 % 12,9 % 19,7 %
ïw'ien 8,609 5,8 21,5 % 21,4 % 16,1 %

Die Klägerin hat in der Sitzung zum besse­
ren Verständnis darauf hingewiesen, daß
der Betrag von 1,1 Millionen Tonnen Kapa­
zitätsabbau für Deutschland anders als der
in der ersten Tabelle genannte Betrag von
gut 6 Millionen Tonnen sich ausschließlich
auf die hochsubventionierten deutschen
Stahlunternehmen beziehe.

Was den Hilfsantrag der Klägerin betrifft, so
räumt die Kommission in ihrer Gegenerwi-
(ierung ein, daß nach dem 30. September
1982 eine Erhöhung der Beihilfen erfolgt sei

und daß sie die Stellungnahme der Mit­
gliedstaaten nicht erneut eingeholt habe; auf
eine schriftliche Frage des Gerichtshofes hat
sie geantwortet, daß es sich um eine Auf­
stockung der schon vor diesem Zeitpunkt
gemeldeten Beihilfebeträge gehandelt habe.
Zudem habe es sich erst bei der Frist des
1. Juli 1983 um eine echte Ausschlußfrist
gehandelt, da nach diesem Zeitpunkt gemäß
Artikel 2 Absatz 1 des Kodex keine Beihil­
fen mehr hätten genehmigt werden dürfen.
Sie habe die Stellungnahme der Mitglied­
staaten zur Erhöhung der fraglichen Beihil-
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fen nur deshalb nicht eingeholt, um diese
Frist einhalten zu können. Schließlich könne
die Klägerin nicht geltend machen, die
Kommission sei verpflichtet, mit den Mit­
gliedstaaten das Für und Wider der Beihilfe­
vorhaben zu diskutieren. Es sei nämlich
nicht Sinn und Zweck von Artikel 8 Ab­
satz 2, eine Beteiligung der Mitgliedstaaten
am internen Entscheidungsprozeß der Kom­
mission sicherzustellen.

Die Wirtschaftsvereinigung Eisen- und Stahl­
industrie (Streithelferin) betont insbesondere
das Übermaß der angefochtenen Beihilfen
im Verhältnis zu dem geforderten Kapazi­
tätsabbau und nimmt im wesentlichen den
gleichen Standpunkt ein wie die Klägerin.
In den Anlagen zu ihrem Schriftsatz hat sie
dem Gerichtshof jedoch weiteres interessan­
tes Zahlenmaterial zur Verfügung gestellt.

rV.2. Zur Zulässigkeit

Zu der Änderung ihres Hauptantrags, den
die Klägerin vorgenommen hat, führt die
Kommission in ihrer Gegenerwiderung aus,
grundsätzlich erhebe sie keinen Einwand
gegen eine „quantitative Änderung" des
Klageantrags, wenn diese keinen Einfluß
auf den Umfang des Streitgegenstandes
habe. Im vorliegenden Fall sei diese Voraus­
setzung nicht erfüllt, da die Klägerin die
Teile der angefochtenen Entscheidungen
nicht konkretisiert hat, die sie im Rahmen
des vorliegenden Verfahrens noch angreife.
Diese Konkretisierung sei um so notwendi­
ger, als die Entscheidungen zahlreiche Ein­
zelheiten und unterschiedliche Vorausset­
zungen je nach der Art der Beihilfen und je
nach dem begünstigten Unternehmen ent­
hielten.

Die Klägerin versuche, den Umfang ihres
Klagebegehrens vom Ergebnis der Prüfung
der Rechtmäßigkeit der angefochtenen Ent­
scheidungen durch den Gerichtshof abhän­
gig zu machen. Ein solches Vorgehen sei
grundsätzlich unzulässig; eine Anfechtungs­
klage könne nur insoweit zulässig sein, als

sie die für nichtig zu erklärende Entschei­
dung — und damit den Streitgegenstand —
unbedingt, eindeutig und abschließend be­
zeichne.

Nach Ansicht der Kommission macht die
Änderung des Hauptantrags auch den Hilfs­
antrag unzulässig, indem sie seine Funktion
als Antrag auf teilweise Nichtigerklärung
beseitige. Außerdem dürfe man durch eine
solche Aufspaltung des Klageantrags dem
Gerichtshof nicht vorschreiben, gegebenen­
falls die teilweise Aufhebung der angefoch­
tenen Entscheidungen in erster Linie auf
materiell-rechtliche Erwägungen zu stützen,
wenn das gleiche Ergebnis dadurch erreicht
werden könne, daß entsprechend dem Hilfs­
antrag die Einhaltung der Verfahrensvor­
schriften geprüft werde.

In der mündlichen Verhandlung hat die
Kommission die Unzulässigkeit des Hilfsan­
trags noch näher damit begründet, daß es
sich nicht um einen Hilfs-, sondern um
einen Alternativantrag handele. Während
der Hauptantrag auf materiell-rechtlichen
Argumenten beruhe, gründe sich der Hilfs­
antrag ausschließlich auf formelle Argu­
mente.

Daher beantragt die Kommission, die Klage
sowohl hinsichtlich des Haupt- als auch hin­
sichtlich des Hilfsantrags der Klägerin als
unzulässig abzuweisen. Hilfsweise beantragt
sie, die fraglichen Entscheidungen nur unter
dem Gesichtspunkt der angeblichen Verlet­
zung von Verfahrensvorschriften zu prüfen,
auf die sich die Klägerin zur Begründung
ihres Hilfsantrags beruft.

In Beantwortung der vom Gerichtshof ge­
stellten Fragen, erläutert die Klägerin zuerst,
daß die Klage durch die Neufassung des
Hauptantrags nicht auf die Genehmigung
einer bestimmten Art von Beihilfen durch
die Kommission (vor allem Betriebsbeihil­
fen) beschränkt werden solle: Diese Ände­
rung solle nur klarstellen, daß die Bundesre­
gierung nicht jede Beihilfe für unzulässig
halte, sondern im Gegenteil dem Teil der
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genehmigten Subventionen zustimme, der
zur Durchführung der Umstrukturierungs­
maßnahmen zweifelsfrei unerläßlich sei.
Zwar greife sie die fraglichen Beihilfen in
erster Linie wegen ihrer Unverhältnismäßig-
keit gegenüber den geforderten Kapazitäts­
abbaumaßnahmen an, dies bedeute jedoch
nicht, daß sie ihr Vorbringen fallen lasse,
wonach diese Beihilfen im Verhältnis zu
denjenigen, die bei anderen Mitgliedstaaten
genehmigt worden seien, zu hoch seien.

Das Übermaß der fraglichen Beihilfen
werde durch die daraus entstehende diskri­
minierende Behandlung der Stahlunterneh­
men der anderen Mitgliedstaaten verdeut­
licht. In dieser Hinsicht stellt die Klägerin
klar, daß die Kommission von der deut­
schen Stahlindustrie für Beihilfen in Höhe

von insgesamt 4,3 Milliarden ECU einen
Kapazitätsabbau von 6,01 Millionen Ton­
nen gefordert habe. Dies entspreche etwa
720 ECU pro abgebauter Tonne Kapazität.
Wenn dieser Maßstab für die deutschen Un­
ternehmen gelte, sei nicht erkennbar, warum
anderen Mitgliedstaaten die Gewährung hö­
herer Beihilfen je Tonne abzubauender Ka­
pazität genehmigt werde. Mit anderen Wor­
ten: Die Klägerin vertritt die Ansicht, die
angefochtenen Entscheidungen seien inso­
weit aufzuheben, als sie Genehmigungen für
Beihilfen enthielten, deren Betrag etwa
720 ECU pro Tonne abzubauender Kapazi­
tät übersteige.

Um die Anwendung dieses Maßstabs auf die
streitigen Entscheidungen zu verdeutlichen,
legt die Klägerin folgende synoptische Ta­
belle vor:

Geforderter
Kapazitätsabbau
je Mitgliedstaat
(in Mio t)

in den Jahren
1980-1985

Gesamtbetrag der in
denjahrenl980-1985
genehmigten Beihilfen

je Mitgliedstaat
(in Mrd ECU)

Gesamtbetrag der
gleichen Beihilfen
(in Mrd ECU)

nach Anwendung
des vorgeschlagenen

Maßstabs:
720 ECU pro Tonne
Kapazitätsabbau

Beihilfen, deren
Notwendigkeit nicht
nachgewiesen ist
(in Mrd ECU)

Be | g ie n 3,105 3,887 2,236 1,651
Frankreich 5,311 7,613 3,824 3,789
Vereinigtes
Königreich 4,500 5,759 3,240 2,519
ItaIien 5,834 10,270 4,200 6,070

ĪV.3. Zum Hauptantrag

Vorbringen der Klägerin

Die Klägerin führt aus, die übermäßige
Höhe und der diskriminierende Charakter
der fraglichen Beihilfen würden durch fol­
gende Umstände noch verstärkt:

a) Die deutschen Stahlunternehmen hätten
sich bereits deutlich vor dem Jahr 1980
bemüht, ihre überschüssigen Kapazitäten
aus eigenen Mitteln abzubauen, während
andere Unternehmen ihre Kapazitäten
verdoppelt oder sogar verdreifacht hät­
ten;

b) statt sich frühzeitig an die veränderten
Anforderungen des Stahlmarktes anzu­
passen, hätten die Unternehmen in den
vier betroffenen Mitgliedstaaten dank
der öffentlichen Subventionen, die ihnen
jahrelang gewährt worden seien, unwirt­
schaftliche oder veraltete Anlagen in Be­
trieb gehalten;

c) beim Erlaß der fraglichen Entscheidun­
gen habe die Kommission weder die vor
1980 erfolgten Umstrukturierungsbemü­
hungen der deutschen Stahlindustrie
noch die beträchtlichen Beihilfen berück­
sichtigt, die den Unternehmen der vier
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betroffenen Mitgliedstaaten vorher ge­
währt worden seien;

d) die Nichtberücksichtigung der Vorlei­
stungen der Unternehmen, die sich schon
seit Jahren marktkonformer verhalten
hätten als die anderen Unternehmen,
laufe darauf hinaus, die von den vier be­
troffenen Mitgliedstaaten verfolgte ge­
meinschaftsrechtswidrige Beihilfepraxis
zu legalisieren, ja sogar zu belohnen.

In bezug auf die von der Kommission vor­
gelegten Zahlen macht die Klägerin geltend,
diese seien sicherlich nicht geeignet, ihre
Meinung zu widerlegen, daß im vorliegen­
den Fall eine diskriminierende Behandlung
zum Nachteil der deutschen Stahlindustrie
vorliege. Die Berechnungen der Kommis­
sion stützten sich nämlich für die Bundesre­
publik Deutschland einfach auf die Kapazi­
tätsabbauforderungen, die in der Entschei­
dung vom 29. Juni 1983 enthalten seien.
Diese Forderungen beträfen jedoch nur ein
einziges Unternehmen (Arbed Saarstahl).
Berücksichtige man hingegen den gesamten
von der deutschen Stahlindustrie im! Zeit­
raum 1980 bis 1985 geforderten Kapazitäts­
abbau (6,01 Mio t), so gelange man zu
ganz anderen Ergebnissen, wie dies die von
der Klägerin vorgelegten Berechnungen
deutlich gezeigt hätten.

Der in der Erwiderung in dieser Weise er­
läuterte Hauptantrag wird auf den Seiten
32/33 der Klageschrift und 9 bis einschließ­
lich 18 der Erwiderung rechtlich damit be­
gründet, daß es im Widerspruch zu den Ar­
tikeln 2 bis 5 des Beihilfekodex stehe, wenn
Beihilfen, die für eine Umstrukturierung
nicht notwendig seien und für eine Geneh­
migung aufgrund der genannten Vorschrif­
ten nicht in Betracht kämen, genehmigt
würden.

Vorbringen der Kommission

Nach Ansicht der Kommission sind die von
der Klägerin vorgetragenen Zahlen zu den
Beihilfen, die die einzelnen Unternehmen in
den Jahren 1980 bis 1985 pro Tonne Kapa­

zität und pro Tonne Abbau erhalten haben,
im wesentlichen zutreffend '. Diese Berech­
nungen erlaubten jedoch nicht den Schluß
auf eine unterschiedliche Behandlung ver­
gleichbarer Sachverhalte im vorliegenden
Fall. Zunächst sei es unmöglich, gleichför­
mig für alle Mitgliedstaaten den gleichen
Maßstab für das Verhältnis zwischen den
noch zulässigen Beihilfen und dem notwen­
digen Kapazitätsabbau anzuwenden: Der
Zweite Kodex habe ein solches Verhältnis
nicht festgelegt, sondern verpflichte im Ge­
genteil die Kommission, bei der Prüfung
von Beihilfevorhaben verschiedene Faktoren
wie Höhe und Intensität der Beihilfen, die
unternommenen Umstrukturierungsanstren­
gungen sowie die regionalen und sozialen
Probleme zu berücksichtigen, die von einem
Mitgliedstaat zum anderen unterschiedlich
seien.

Ferner liege der Zweck des Zweiten Beihil­
fekodex darin, zur Umstrukturierung des
Stahlmarktes einschließlich des Kapazitäts­
abbaus beizutragen; die völlige Beseitigung
des Kapazitätsüberschusses sei aber gewiß
nicht Hauptziel dieses Kodex. Es könne nur
schwer hingenommen werden, daß die Um­
strukturierung allein zu Lasten der stark
subventionierten Unternehmen verwirklicht
werde, da von der Gesamtkapazität der Ge­
meinschaft für warmgewalzte Stahlerzeug­
nisse in Höhe von 168 Millionen Tonnen
76 Millionen Tonnen durch subventionierte
Unternehmen erzeugt würden: wenn nur
Unternehmen dieser Art Stillegungen in
Höhe des Ziels der Umstrukturierung
(30 Mio t bis 35 Mio t) vornehmen müß­
ten, wäre die Schließung der gesamten
Stahlindustrie in bestimmten Regionen der
Gemeinschaft unvermeidbar.

1 ·— Die Klägerin hat in der mündlichen Verhandlung eine in
Absprache mit der Kommission erstellte Tabelle vorgelegt, in
der die von der Kommission und die von ihr selbst zur Bei­
hilfegewährung und zum Kapazitätsabbau ermittelten Zah­
len verglichen werden. Diese Tabelle ist zu den Akten ge­
nommen worden und bestätigt im wesentlichen die Richtig­
keit dieser Feststellung der Kommission.
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Die Kommission führt zudem aus, die Ent­
scheidungen vom 29. Juni 1983, die insge­
samt eine Stillegung von 26,7 Millionen
Tonnen Kapazität mit sich brächten, seien
nur ein erster Schritt zur Verwirklichung
des Ziels der Umstrukturierung. Diese Zahl
stelle im jetzigen Stadium angesichts der po­
litischen und sozialen Folgen der Umstruk­
turierung die Belastbarkeitsgrenze der Stahl­
industrie der Gemeinschaft dar. Zur Präzi­
sierung der sozialen Dimension der Um­
strukturierung legt die Kommission eine
nach Mitgliedstaaten aufgegliederte Über­
sicht über die Entwicklung der Beschäfti­
gung in der Stahlindustrie vor, aus der her­
vorgeht, daß innerhalb der Gemeinschaft in
den Jahren 1973 bis 1984 ungefähr 300 000
Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz verloren
haben (Deutschland: 64 700; Belgien:
22 800; Frankreich: 61000; Italien: 2 600;
Vereinigtes Königreich: 132 500) (Anlage 6
der Gegenerwiderung).

Schließlich macht die Kommission geltend,
sie sei bei der Prüfung der Beihilfevorhaben
von dem Grundsatz ausgegangen, der
größte Kapazitätsabbau sei von den Unter­
nehmen hinzunehmen, die die unrentabel­
sten Anlagen betrieben und die im maßgeb­
lichen Zeitraum am stärksten subventioniert
worden seien. Wie aus den Begründungser­
wägungen der Entscheidungen vom 29. Juni
1983 eindeutig hervorgehe, habe sie ferner
die vor 1980 unternommenen Umstrukturie­
rungsbemühungen berücksichtigt. So habe
sie von dem Unternehmen Arbed Saarstahl
nur noch ungefähr weitere 400 000 Tonnen
Kapazitätsabbau als Gegenleistung für eine
genehmigte Beihilfe in Höhe von 1,2 Mil­
liarden DM verlangt. Allgemeiner betrachtet
führt die Kommission aus, die Anwendung
der genannten Grundsätze habe zur Folge
gehabt, daß fast 20 Millionen Tonnen Ka­
pazitätsabbau auf die hochsubventionierten
Unternehmen entfallen seien, während die
weniger oder gar nicht subventionierten Un­
ternehmen nur Stillegungen in Höhe von
ungefähr 7 Millionen Tonnen hätten vor­

nehmen müssen. Unter diesen Umständen
sei es falsch, zu behaupten, die Kommission
habe bei Erlaß der streitigen Entscheidun­
gen die Unternehmen der vier betroffenen
Mitgliedstaaten begünstigt. Die Richtigkeit
dieser Behauptung werde ferner noch stär­
ker dadurch in Zweifel gezogen, daß die
streitigen Entscheidungen zur Verringerung
des Anteils dieser Mitgliedstaaten an der
Gesamtkapazität der Gemeinschaft führten,
während der Anteil der Mitgliedstaaten mit
nur geringen Subventionen erhöht worden
sei. Zu diesem Gesichtspunkt bezieht sich
die Kommission auf die oben vorgelegten
Berechnungen.

IV.4. Zum Hilfsantrag

Vorbringen der Klägerin

Zur Begründung ihres Hilfsantrags weist die
Klägerin unter Bezugnahme auf einen der
Klageschrift als Anlage beigefügten Über­
blick (Anlage 20) darauf hin, daß die Kom­
mission in den angefochtenen Entscheidun­
gen Beihilfen genehmigt habe, deren Ge­
samthöhe eine Differenz von ungefähr 7,5
Milliarden ECU gegenüber der Gesamthöhe
der vor dem 30. September 1982, als gemäß
Artikel 8 Absatz 1 des Zweiten Kodex alle
Beihilfevorhaben der Kommission hätten ge­
meldet sein müssen, notifizierten Beihilfen
aufgewiesen habe. Sie führt aus, sie sei von
dieser Erhöhung der Beihilfen erst durch die
Veröffentlichung der fraglichen Entschei­
dungen unterrichtet worden; die Kommis­
sion habe somit in zweierlei Hinsicht gegen
die Bestimmungen des Zweiten Beihilfeko­
dex verstoßen: Zum einen habe sie nicht die
in Artikel 8 Absatz 1 vorgesehene Frist ein­
gehalten, bei der es sich nach Artikel 12
Absatz 1 des Kodex um eine Ausschlußfrist
handele, und zum anderen habe sie entge­
gen Artikel 8 Absatz 2 den Mitgliedstaaten
keine Gelegenheit gegeben, zu den nach
dem 30. September 1982 bekanntgegebenen
Beihilfevorhaben Stellung zu nehmen.
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Vorbringen der Kommission

Die Kommission bestreitet nicht die Richtig­
keit der Zahlenangaben, auf die die Kläge­
rin sich zur Begründung ihres Hilfsantrags
berufen hat. Sie räumt ein, daß die Erhö­
hung der Beihilfen stattgefunden habe und
daß sie die Stellungnahme der Mitgliedstaa­
ten hierzu nicht eingeholt habe; sie stellt so­
dann klar, daß es sich um eine Aufstockung
der schon vor dem 30. September 1982 ge­
meldeten Beihilfen gehandelt habe und nicht
um eine Genehmigung neuer, nach diesem
Zeitpunkt gemeldeter Beihilfevorhaben. Die
Rechtsnatur dieser Frist könne nicht nur aus
Artikel 12 Absatz 1 des Kodex allein herge­
leitet werden, sondern müsse im Gegenteil
unter Berücksichtigung der Zielsetzung von
Artikel 8 Absatz 1 und aus dem Zusam­
menhang dieser Frist mit den anderen im
Kodex vorgesehenen Fristen bestimmt wer­
den. Die Frist des 30. September 1982 stelle
eine reine Verfahrensfrist dar, die nur zur
Wirksamkeit der Aktion der Kommission
beitragen solle und insbesondere dazu, ihr
genügend Zeit zur Prüfung der Beihilfevor­
haben im Lichte ihrer Vereinbarkeit mit
dem gemeinsamen Markt zu gewähren. Die
wirkliche Ausschlußfrist sei der 1. Juli 1983,
nach dem gemäß Artikel 2 Absatz 1 des
Kodex keine Beihilfe mehr habe genehmigt
werden dürfen.

Die Kommission führt schließlich aus, sie
habe die Stellungnahme der Mitgliedstaaten
zur Erhöhung der fraglichen Beihilfen nur
deshalb nicht eingeholt, um die Frist des 1.
Juli 1983 einzuhalten. Diese Entscheidung
sei angesichts des eindeutigen Überwiegens
der Interessen an einer materiellen Entschei­
dung vor Ablauf der Ausschlußfrist ge­
genüber dem Interesse an der Einhaltung
bloßer Verfahrensvorschriften gerechtfertigt
gewesen.

Erklärungen der Streithelferin

Die Wirtschaftsvereinigung Eisen- und Stahl­
industrie {Streithelferin) nimmt größtenteils
einen gleichartigen Standpunkt ein wie

die Klägerin. Angesichts des Beihilfeverbots
in Artikel 4 Buchstabe c EGKS-Vertrag
könne die Kommission aus Artikel 95
EGKS-Vertrag und somit aus dem Zweiten
Beihilfekodex nur die Befugnis herleiten,
Subventionen zu genehmigen, die zur Um­
strukturierung zwingend erforderlich seien.
Mit anderen Worten: Die Genehmigung
von Beihilfen aufgrund des Zweiten Beihil­
fekodex sei grundsätzlich nicht zulässig,
wenn die Kommission diese begrenzte Be­
fugnis überschreite.

Im vorliegenden Fall nun habe die Kommis­
sion ihre Befugnis in zweierlei Hinsicht
überschritten. Erstens habe sie Betriebsbei­
hilfen genehmigt, die die Erhaltung unren­
tabler Anlagen ermöglichten und deren Ge­
samtbetrag in den betroffenen Mitgliedstaa­
ten drei bis fünfmal höher gewesen sei als
der der Schließungs- und Investitionsbeihil­
fen. Ferner habe die Kommission Beihilfen
für Unternehmen genehmigt, die nach dem
31. Dezember 1985 ohne staatliche Beihil­
fen nicht rentabel und wettbewerbsfähig sein
würden. Unter dem Gesichtspunkt der Ren­
tabilität hätten die fraglichen Beihilfen des­
halb nicht in dem in den angefochtenen
Entscheidungen vorgesehenen Umfang ge­
nehmigt werden dürfen.

Aufgrund der Jahresabschlüsse von fünf
hochsubventionierten Unternehmen in den
vier betroffenen Mitgliedstaaten für die
Jahre 1980 bis 1982 und aufgrund anderer
bekannter Daten hat die Streithelferin durch
das Betriebswirtschaftliche Institut der
Eisenhüttenindustrie errechnen lassen, wie
die Betriebsergebnisse dieser Unternehmen
in dem genannten Zeitraum ausfielen, in
welcher Höhe sie Beihilfen erhielten und
wie diese verwendet wurden. Die Ergebnisse
dieser Berechnungen sind den Erklärungen
der Streithelferin als Anlage 1, die wie­
derum fünf detaillierte Anlagen enthält, bei­
gefügt. Die wichtigsten Schlußfolgerungen
aus diesen Unterlagen betreffen den Betrag,
um den die von 1980 bis 1982 gewährten
Beihilfen die von der Kommission im Jahr
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1983 genehmigten Beihilfen überstiegen ha­
ben, sowie die Höhe der (nicht zur Um­
strukturierung, sondern) zur Deckung der
laufenden Verluste in dem genannten Zeit­
raum verwendeten Beihilfen. Diese beliefen
sich in drei Fällen auf ungefähr 40 %, in
einem Fall auf ungefähr 50 % und in einem
weiteren Fall auf ungefähr 60 % der den be­
troffenen Unternehmen insgesamt gewähr­
ten Beihilfen 2. Die übrigen von der Streit­
helferin vorgelegten Anlagen mit ausführli­
chem Zahlenmaterial beziehen sich auf den
längeren Zeitraum von 1975 bis 1982 und
führen unter anderem zu dem Ergebnis, daß
in dem genannten Zeitraum 11,6 Milliarden
ECU mehr an Beihilfen ausgezahlt wurden,
als für eine zügige Umstrukturierung not­
wendig gewesen wäre.

V. Beurteilung der Rechtssache

V.l. Allgemeine Bemerkungen

Für eine Beurteilung der Rechtssache halte
ich es für zweckmäßig, meiner Untersu­
chung der Einzelprobleme folgende Bemer­
kungen vorauszuschicken. Geht man von
dem im Jahre 1982 vom Rat festgesetzten
Ziel eines Kapazitätsabbaus in der Gemein­
schaft von insgesamt 30 bis 35 Millionen
Tonnen aus, so ist zunächst festzustellen,
daß die in den Entscheidungen vom 29. Juni
1983 festgesetzten Mindestforderungen im
Falle ihrer Verwirklichung das Ziel von 30
Millionen Tonnen zu beinahe 90 % errei­
chen. Die von den betroffenen Mitgliedstaa­
ten daraufhin vorgelegten Umstrukturie­
rungspläne nähern sich diesem Mindestend­
ziel bis auf gut 70 %. Die Kommission be­
hauptet in der in der mündlichen Verhand­

lung vorgelegten Mitteilung an den Rat vom
14. November 1984, mittlerweile seien drei
Mitgliedstaaten in den gemeldeten Umstruk­
turierungsplänen um insgesamt 1,7 Millio­
nen Tonnen über die Mindestforderungen
in den Entscheidungen hinausgegangen. Sie
erwarte, daß das Ziel von 30 Millionen
Tonnen Kapazitätsabbau vor dem 1. Januar
1986 erreicht und sogar übertroffen sei. Das
Ziel von 35 Millionen Tonnen Kapazitäts­
abbau könne danach durch eine „natür­
liche" Anpassung (ohne Beihilfen) erreicht
werden.

Die Bedeutung dieser Daten für die Ver­
wirklichung des Abbaus wird durch einen
Vergleich mit der Tabelle 2 der Anlage 2
zum Schriftsatz der Wirtschaftsvereinigung
Eisen- und Stahlindustrie unterstrichen.
Nach der Tabelle wurde in den Jahren 1975
bis einschließlich 1979 (das heißt vor dem
ersten Beihilfekodex) in den besagten vier
Mitgliedstaaten ein Kapazitätsabbau von
nur gut 12 Millionen Tonnen und in der
Zeit von 1980 bis einschließlich 1982 (das
heißt nach dem ersten Beihilfekodex, aber
vor der ergänzenden Zielsetzung von 30 bis
35 Millionen Tonnen im Zweiten Beihilfe­
kodex) von knapp 9,5 Millionen Tonnen er­
reicht. Denkt man an die niederländische
Redensart „das dicke Ende kommt nach",
so kann das bis heute aufgrund des Zweiten
Beihilfekodex beim Kapazitätsabbau er­
reichte Ergebnis sicher nicht unbefriedigend
genannt werden, auch wenn es zur Wieder­
herstellung eines angemessenen Gleichge­
wichts zwischen Angebot und Nachfrage of­
fenkundig noch nicht ausreicht. Umstruktu­
rierungsmaßnahmen in dem Umfang, wie
sie im vorliegenden Fall notwendig sind,
führen unvermeidlich zu einem erheblichen
Personalabbau. Dieser betraf nach den ge­
nannten Tabellen in drei der betreffenden
vier Mitgliedstaaten bereits in der Zeit von
1974 bis 1982 beinahe 200 000 Personen.
Vor allem in Regionen, in denen es keine
anderen Arbeitsplätze als Ersatz gibt, ruft
eine Umstrukturierung wie die hier in Rede

2 — Nach der Antwort der Kommission auf eine von mir in der
mUndüchcn Verhandlung gestellte Frage betrug der Antei!
der genehmigten Betriebsbeihilfen an den insgesamt geneh­
migten Beihilfen für den gesamten Zeitraum 1980 bis 1985
für Deutschland etwa ein Drittel, für Frankreich und das
Vereinigte Königreich ungefähr 50 %, für Italien ungefähr
70 % und für Belgien sogar ungefähr 80%. Der Anteil der
Betriebsbeihilfen an den insgesamt genehmigten Beihilfen
scheint also nach 1982 häufig noch erheblich gestiegen zu
sein.
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stehende, unvermeidlich große soziale und
politische Spannungen hervor. Deshalb kann
das sich jetzt abzeichnende Ergebnis der ge­
samten Umstrukturierungsmaßnahmen an
sich gewiß bereits als eine eindrucksvolle
Leistung angesehen werden.

Gegenüber diesem positiven Ergebnis der
Bemühungen der Kommission muß jedoch
festgestellt Verden, daß der Umfang der
Beihilfemaßnahmen, die die Kommission
dafür am 29. Juni 1983 genehmigt hat,
außergewöhnlich hoch ist. Der Umstand vor
allem, daß der Anteil der Betriebsbeihilfen
an den' in den Jahren 1980 bis 1985 für die
besagten Mitgliedstaaten insgesamt geneh­
migten Beihilfen in Höhe von ungefähr 27,5
Milliarden ECU wie bereits dargelegt bei
diesen Mitgliedstaaten 50 %, 50 %, 70 %
bzw. 80% ausmachte, verdient Ihre beson­
dere Aufmerksamkeit. Dieser hohe Anteil
der Betriebsbeihilfen an den insgesamt ge­
nehmigten Beihilfen erklärt auch größten­
teils, warum für jede Tonne Kapazitäts­
abbau in den genannten Mitgliedstaaten im
ganzen eine viel höhere Beihilfe als in der
Bundesrepublik Deutschland bewilligt
wurde. Im Vorgriff auf meine nähere Prü­
fung des diesbezüglichen Parteivorbringens
scheint es mir nicht zweifelhaft, daß auch
bei Einhaltung der Mindestpreisvorschriften
solch umfangreiche Betriebsbeihilfen zu
einer umfangreichen Verlustabdeckung und
damit zu einer erheblichen Wettbewerbsver­
fälschung zum Nachteil der weniger oder
überhaupt : nicht subventionierten Stahler­
zeuger geführt haben. Auf die rechtliche
Beurteilung der Bedeutung dieser Wett­
bewerbsverfälschungen werde ich dann auch
anschließend anhand des Parteivorbringens
und der einschlägigen Vorschriften des
Zweiten Beihilfekodex mein besonderes
Augenmerk richten. Bei meiner näheren Un­
tersuchung der Rechtssache wird sich auch
zeigen, daß die Kommission offenkundig im
Widerspruch zu Wortlaut und Ziel wesent­
licher Verfahrensvorschriften des Kodex ge­
handelt hat.

Bei der Beurteilung der vorliegenden
Rechtssache ist meines Erachtens schließlich
auch dem Verhältnis zwischen der Beihilfe-
und der Quotenpolitik der Kommission
einige Aufmerksamkeit zu widmen. Die von
der Kommission aufgrund von Artikel 58
EGKS-Vertrag nacheinander erlassenen
Entscheidungen zeigen, daß unter anderem
durch die Berücksichtigung freiwilliger Um­
strukturierungsmaßnahmen, durch die Dul­
dung von Überschreitungen und durch eine
beschränkte Quotenanpassung an Produk­
tionserhöhungen oder -Senkungen (z. B. als
Folge einer Quotenübertragung) in allmäh­
lich zunehmendem Maße eine gewisse Flexi­
bilität in die Quotenregelungen kommt. Da­
gegen bestätigen allerdings die Artikel 14d
und 14e der Entscheidung von 1983 und Ar­
tikel 7 der Entscheidung von 1984 die doch
vorhandene Begrenztheit der in dieser
Weise ermöglichten Veränderungen der
Marktanteile zugunsten von Unternehmen
in einer starken Wettbewerbsposition.
Hauptziel der Quotenregelungen bleibt des­
halb, solange die Krise andauert, die Auf­
rechterhaltung der jeweiligen Marktanteile
der verschiedenen Unternehmen bei den un­
ter die Regelung fallenden Erzeugnissen.
Selbstverständlich haben dieses weitgehende
Einfrieren von Marktanteilen und die
daraus hergeleiteten Rechte der betreffen­
den Unternehmen die Aufgabe der Kommis­
sion, wettbewerbsverfälschende Beihilfen
abzuschaffen, die der Wahrung dieser
Marktanteile dienen, nicht leichter gemacht.
Auch die Verwirklichung der mit der Beihil­
fegenehmigung verknüpften Umstrukturie­
rungsbedingungen und vor allem der Kapa­
zitätsabbau wird durch die Quotenregelung
nicht einfacher. Eine Quotenherabsetzung
aufgrund rechtswidrig erhaltener Beihilfen
ist erst seit der Entscheidung von 1983 mög­
lich. In der Entscheidung von 1984 wird —
vermutlich um der Änderung von Handels­
strömen aufgrund wettbewerbsverfälschen­
der Maßnahmen zuvorzukommen — eine
Überwachung der traditionellen Handels­
ströme eingeführt. Durch diese Überwa-
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chungsregelung, die mit dem freien Waren­
verkehr kaum zu vereinbaren ist, wird denn
auch der von der Klägerin zu Recht heraus­
gehobene Zusammenhang zwischen einem
freien Warenverkehr und einem nicht durch
Beihilfen verfälschten Wettbewerb bestätigt.
Die mit diesem Überwachungssystem ver­
bundene Gefahr, daß bei weiterer Gewäh­
rung vor allem von Betriebsbeihilfen wirk­
liche Beschränkungen des zwischenstaat­
lichen Handels angestrebt werden, unter­
streicht die Notwendigkeit, das Gleichge­
wicht zwischen den Marktkräften auf dem
Stahlmarkt so schnell wie möglich wieder­
herzustellen. Dies ist nur möglich, wenn die
Umstrukturierungsmaßnahmen abgeschlos­
sen und gleichzeitig alle Beihilfen entspre­
chend dem Beihilfekodex abgeschafft wer­
den. Der Schwerpunkt bei der Lösung der
Stahlkrise scheint also in der Anwendung
des Zweiten Beihilfekodex zu liegen. Die
Quotenregelung ist ihrer Art nach nur eine
vorläufige, in ihrer Starrheit grundsätzlich
schädliche Schutzmaßnahme.

V.2. Die Zidässigkeit der Klage

Die von der Kommission in der Gegenerwi­
derung sowohl hinsichtlich des Haupt- als
auch hinsichtlich des Hilfsantrags der Klä­
gerin erhobene Einrede der Unzulässigkeit,
die sie in der mündlichen Verhandlung noch
näher erläutert hat, ist meines Erachtens zu­
rückzuweisen.

Der Hauptantrag wirft nach Meinung der
Kommission bereits in seiner ursprünglichen
Fassung teilweise Zulässigkeitsfragen auf, er
sei vor allem in der durch die Erwiderung
geänderten Fassung nicht hinreichend kon­
kret gefaßt.

Der Antrag, die angefochtenen Entschei­
dungen insoweit für nichtig zu erklären, als
sie Beihilfen mit dem gemeinsamen Markt
für vereinbar erklärten, die zur Durchfüh­
rung der Umstrukturierungsvorhaben in den
besagten vier Mitgliedstaaten nicht nach­
weislich unerläßlich seien, lasse nicht mit
der erforderlichen Klarheit und Bestimmt­
heit erkennen, in welchem Umfang die

Nichtigerklärung beantragt werde. Nach
meiner Meinung müssen diese Ausführun­
gen nicht allein deshalb zurückgewiesen
werden, weil die Klägerin ihren Antrag im
weiteren Verfahrensverlauf doch recht
genau präzisiert hat (vgl. die Tabelle am
Schluß von Teil ľV.2 der Schlußanträge),
sondern vor allem deswegen, weil die in den
angefochtenen Entscheidungen enthaltene
äußerst summarische Begründung für die
Genehmigung (unter Vorbehalt) der gemel­
deten, sehr hohen Beihilfen eine Rechtmä­
ßigkeitskontrolle durch andere Mitgliedstaa­
ten nach Maßgabe der in der Rechtspre­
chung des Gerichtshofes regelmäßig an die
Begründung solcher Beihilfeentscheidungen
gestellten Anforderungen und deshalb einen
bestimmter gefaßten Antrag nicht zuließ.
Tatsächlich kann sich die Kommission ange­
sichts Ihrer Rechtsprechung zu den Begrün­
dungserfordernissen glücklich schätzen, daß
die Klägerin bewußt keine Nichtigerklärung
wegen Begründungsmängeln beantragt hat.
Sie wählte bei ihrem Antrag bewußt eine
Formulierung, die es der Kommission er­
möglichte, die Begründung der Entschei­
dung während des Verfahrens nachträglich
so weit zu erläutern, daß ihre Rechtmäßig­
keit in materiellrechtlicher Hinsicht von der
Klägerin und vom Gerichtshof überprüft
werden kann. Unter diesen Umständen muß
die Präzisierung des Antrags durch die For­
mulierung „die zur Durchführung der Um­
strukturierungsvorhaben nicht nachweislich
unerläßlich sind" demnach nach meiner
Meinung als ausreichend angesehen werden,
um das Ziel des Hauptantrags (wie er in der
Erwiderung gefaßt ist) festzulegen.

Die Kommission hält nach ihren Ausführun­
gen in der mündlichen Verhandlung den
Hilfsantrag der Klägerin vor allem deshalb
für unzulässig, weil es sich nicht um einen
Hilfs-, sondern um einen Alternativantrag
handele. Während der Hauptantrag auf
materiell-rechtlichen Einwänden beruhe,
gründe sich der Hilfsantrag namentlich auf
die verfahrensrechtliche Rüge einer Verlet-
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zung von Artikel 8 Absatz 1 des Beihilfe­
kodex. Zwischen Haupt- und Hilfsantrag
bestehe also kein Stufenverhältnis, wie es
der Begriff „subsidiär" verlange.

Weder in der Verfahrensordnung noch in
Ihrer Rechtsprechung habe ich jedoch eine
Forderung nach einem in dieser Weise be­
stimmten Stufenverhältnis zwischen Haupt-
und Hilfsantrag finden können. Ein Hilfsan­
trag wird meist nicht so weit reichen wie der
Hauptantrag. Nach der späteren Präzisie­
rung des Hauptantrags gilt dies auch im
vorliegenden Fall. Laut dem maßgebenden
Rechtswörterbuch von Creifelds (1981)
kann von einem Hilfsantrag wie dem hier in
Rede stehenden im allgemeinen jedoch nicht
mehr verlangt werden, als daß er nur für
den Fall gestellt ist, daß der Hauptantrag
keinen (oder nur teilweise) Erfolg hat. Die­
ses Erfordernis ist im vorliegenden Fall klar
erfüllt. In der Rechtspraxis des Gerichtsho­
fes begegnet man auch regelmäßig Fällen, in
denen der Hauptantrag entweder aus­
schließlich oder hauptsächlich auf materiell­
rechtlichen Gründen und der Hilfsantrag
ausschließlich oder hauptsächlich auf ver­
fahrensrechtlichen Gründen beruht oder
umgekehrt. Einwände gegen die Zulässig-
keit, die darauf gestützt wurden, sind mei­
nes Wissens vom Gerichtshof nie anerkannt
worden. Der Einwand der Unzulässigkeit
des Hilfsantrags ist deshalb ebenfalls zu­
rückzuweisen.

V.3. Beurteilung des Hauptantrags

V.3.1. Das entscheidende Argument der Klä­
gerin zur Begründung des Hauptantrags auf
Nichtigerklärung oder teilweise Nichtiger­
klärung der angefochtenen Entscheidungen
ist der angebliche Verstoß gegen den
Gleichheitsgrundsatz (Klageschrift, S.
25-30, Erwiderung, S. 18-20 und 23-27).
Was damit gemeint ist, kommt in dem oben
angeführten Zahlenmaterial zur Erläuterung
des in der Erwiderung präzisierten Haupt­
antrags knapp und deutlich zum Ausdruck.
Die Kommission hätte bei den vier betroffe­

nen Mitgliedstaaten dasselbe Verhältnis zwi­
schen dem Gesamtbetrag der jedem Mit­
gliedstaat zugestandenen Beihilfen und dem
Gesamtbetrag des Nettokapazitätsabbaus
verlangen müssen, wie sie es bei der Bun­
desrepublik Deutschland getan habe
(720 ECU Beihilfe je Tonne Kapazitätsab­
bau).

Hätte sich die deutsche Bundesregierung
auf einen Begründungsmangel mit dem Ar­
gument berufen, die Genehmigung eines
Vielfachen dieser Beihilfe für die betroffe­
nen Mitgliedstaaten hätte näher begründet
werden müssen, so hätte ich dafür Ver­
ständnis gehabt. Wie bereits gesagt hat die
Klägerin jedoch bewußt ihre Klage nicht
auf eine solche Rüge stützen wollen.

In materiell-rechtlicher Hinsicht ist dieses
Hauptargument zurückzuweisen, da die
Klägerin nicht dargetan hat und man objek­
tiv gesehen ohne nähere Beweismittel auch
nicht davon ausgehen kann, daß die Um­
strukturierungsprobleme in den betreffenden
vier Mitgliedstaaten mit denen in der Bun­
desrepublik Deutschland vergleichbar sind.
Bei den Investitionsbeihilfen (vor allem den
Modernisierungsbeihilfen) wird die bean­
tragte Beihilfe vom Grad der Veraltung
oder Unrentabilität der vorhandenen Anla­
gen und von der Produktionsstruktur der
betreffenden Unternehmen abhängen. Bei
den Schließungsbeihilfen wird die Höhe der
beantragten Beihilfen nach Artikel 4 des
Beihilfekodex vor allem davon abhängen,
wie viele Arbeitnehmer von der Schließung
betroffen sind und wie schnell ihre Entlas­
sung oder vorzeitige Versetzung in den Ru­
hestand angesichts der örtlichen Verhält­
nisse billigerweise verlangt werden kann,
ferner auch vom Umfang der Verträge, ins­
besondere solcher über die Belieferung mit
Rohstoffen, für deren Beendigung Schadens­
ersatzzahlungen fällig werden, schließlich
von der Höhe der Aufwendungen zur
Wiederherrichtung des Geländes, der Ge­
bäude und/oder der Infrastruktur eines ge­
schlossenen Stahlwerkes für andere indu-
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strielle Zwecke und von den Fristen, die da­
für entsprechend den örtlichen Verhältnis­
sen als angemessen anzusehen sind. Bei Be­
triebsbeihilfen ist die erforderliche Höhe na­
türlich abhängig von dem Unterschied zwi­
schen den Marktpreisen und den Kosten je­
des einzelnen Unternehmens sowie von der
Mindestdauer und dem Umfang der Um­
strukturierungsmaßnahmen für die Wieder­
herstellung der Rentabilität.

Die Kommission hat, allgemeiner gespro­
chen, zu Recht noch darauf hingewiesen,
daß weder die Begründungserwägungen
noch irgendeine Vorschrift des Beihilfeko­
dex einen bestimmten mengenmäßigen
Maßstab für die Höhe der Beihilfen oder
für das Verhältnis zwischen dieser Höhe
und dem Umfang des erforderlichen Kapa­
zitätsabbaus enthalte. Daß die diesbezüglich
von der deutschen Bundesregierung im eige­
nen Land betriebene Politik als solche für
die anderen Mitgliedstaaten kaum als ver­
bindlich erklärt werden kann, scheint mir
auf der Hand zu liegen und ist von der
Kommission zu Recht vorgebracht worden.
Außerdem hat die Kommission wie bereits
gesagt in ihrem Verteidigungsvorbringen
durch Zahlenmaterial, das von der Klägerin
nicht widerlegt wurde, gezeigt, daß der
Vorwurf, sie habe von nicht subventionier­
ten Unternehmen den gleichen Kapazitäts­
abbau verlangt wie von subventionierten
Unternehmen, ungerechtfertigt ist. Die
Rüge, sie habe die „Vorleistungen" (vor
1980 durchgeführte Stillegungen) nicht be­
rücksichtigt, hat sie ebenfalls in ihrem be­
reits wiedergegebenen Verteidigungsvor­
bringen hinreichend widerlegt. In der münd­
lichen Verhandlung hat die Kommission in
diesem Zusammenhang auch zu Recht
darauf hingewiesen, daß in einer Marktwirt­
schaft bei strukturbedingtem Nachfrage­
rückgang auch von nicht subventionierten
Unternehmen eine Anpassung der Kapazität
an die Nachfrage erwartet werden kann.
Solche Kapazitätsanpassungen haben auch
in anderen Bereichen stattgefunden, zum

Beispiel in der Kunstfaserindustrie. Sie sind
weniger ein Opfer, das im Allgemeininter­
esse liegt, als vielmehr Maßnahmen zum
Nutzen der betreffenden Unternehmen
selbst. Im vorliegenden Fall kann daher
auch keine Rede davon sein, daß Fälle, die
sich in wesentlichen Punkten unterscheiden,
gleich behandelt worden sind. Schließlich
hat die Kommission in der mündlichen Ver­
handlung anhand unbestrittener Zahlen ge­
zeigt, daß ihre diesbezügliche Politik weder
zu einer Verminderung des deutschen Pro­
zentanteils an der Gesamtproduktionskapa­
zität der Gemeinschaft noch zu einer Ver­
ringerung des gesamten deutschen Marktan­
teils innerhalb der Gemeinschaft geführt hat.
Ich habe bereits dargelegt, daß aufgrund des
Inhalts und der Folgen der Quotenregelung
eine wesentliche Verringerung oder Erhö­
hung nationaler Marktanteile auch kaum
denkbar ist, solange die Krisenmaßnahmen
gelten. Diese Krisenmaßnahmen sollen so­
wohl im Zusammenhang als auch einzeln
den Stahluntemehmen in allen Mitgliedstaa­
ten die gleichen Chancen geben, im Jahr
1986 ohne Beihilfen wieder rentabel zu ar­
beiten. Die Klägerin hat nicht nachgewie­
sen, daß die Kommission von diesem Ziel in
ihrer Beihilfepolitik abgewichen ist.

V.3.2. Die einzelnen Argumente der Kläge­
rin

Die einzelnen Argumente der Klägerin, die
auf den zitierten Seiten der Klageschrift und
der Erwiderung zur Begründung des
Hauptantrags vorgetragen werden, sind
meines Erachtens von der Kommission hin­
reichend widerlegt worden, so daß es sich
erübrigt, näher darauf einzugehen. Aller­
dings sind diejenigen Argumente der Kläge­
rin zur Begründung ihres Hauptantrags im
einzelnen noch abzuhandeln, mit denen sie
einen Verstoß gegen bestimmte Vorschriften
des Beihilfekodex geltend macht.

a) Auf Seite 32 der Klageschrift (näher er­
läutert auf S. 9-11 der Erwiderung) wird
zunächst ein Verstoß gegen Artikel 2
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Absatz 1 vierter Gedankenstrich gerügt.
In dieser Vorschrift wird verlangt, daß
die Beihilfen „nicht zu Wettbewerbsver­
zerrungen führen und die Handelsbedin­
gungen nicht in einer dem gemeinsamen
Interesse zuwiderlaufenden Weise verän­
dern". Aus der Einschränkung im letzten
Teil dieser Vorschrift und der damit zu­
sammenhangenden Stelle in der dritten
Begründungserwägung ergibt sich, daß
diese Vorschrift — anders als es die Klä­
gerin in ihrer Klageschrift darstellt —
nicht jede. Wettbewerbsverzerrung durch
Beihilfemaßnahmen verhindern, sondern
Wettbewerbsverzerrungen auf ein Min­
destmaß begrenzen soll. Somit muß die­
ses erste Argument zurückgewiesen wer­
den. Worauf es viel eher ankommt, ist
die Frage, ob die von der Kommission
zugelassenen Beihilfen (ihre wett­
bewerbsverzerrende Wirkung einmal un­
terstellt) für die Durchführung der be­
treffenden Umstrukturierungsprogramme
notwendig sind.

b) Bedeutsamer ist denn auch der auf Seite
33 der Klageschrift vorgetragene, in der
Erwiderung auf den Seiten 9, 13, 14 und
16 sowie in der mündlichen Verhandlung
durch die Klägerin und die Streithelferin
ausführlich dargestellte Vorwurf, die
Kommission habe im Widerspruch zu
Artikel 2 Absatz 1 erster Gedankenstrich
Beihilfen für einzelne Unternehmen in
verschiedener Form, auch als Betriebs­
beihilfen, genehmigt, die nicht notwen­
dig gewesen seien, um „ein zusammen­
hängendes; genau festgelegtes Umstruk­
turierungsprogramm ... [durchzuführen],
das die verschiedenen Umstrukturie-
rungsmerkmäle... umfaßt und geeignet
ist, ... Wettbewerbsfähigkeit und Rentabi­
lität [der Unternehmen] ohne Beihilfen
unter normalen Marktbedingungen
wiederherzustellen" (wörtliches Zitat der
entscheidenden Stelle des Beihilfekodex).
Was diesen Vorwurf betrifft, so teile ich
zunächst die Meinung der Kommission,

daß sie aufgrund des Kodex nicht 'ver­
pflichtet ist' — im Gegensatz zur Ansicht
der Klägerin und vor allem der Streithel­
ferin —, zunächst für jedes Unterneh­
men den erforderlichen Kapazitätsabbau
festzustellen und das außerdem notwen­
dige Umstrukturierungsprogramm zu ge­
nehmigen, und erst danach die dazu
nachweislich unerläßliche Beihilfe bewil­
ligen darf. Es verstößt nicht gegen Arti­
kel 2 des Beihilfekodex, sondern ent­
spricht vielmehr der Zuständigkeitsvertei­
lung zwischen Kommission, Mitglied­
staaten und Unternehmen, wenn die
Kommission den umgekehrten Weg ein­
schlägt und die Genehmigung der von
den Mitgliedstaaten für erforderlich ge­
haltenen Beihilfen unter anderem von
der Billigung der konkreten Umstruktu­
rierungsprogramme, wie sie in Artikel 2
umschrieben sind, und von der Zusiche­
rung ihrer zügigen Durchführung abhän­
gig macht. Solche konkreten Umstruktu­
rierungsprogramme lagen unstreitig zum
Zeitpunkt des Erlasses der angefochtenen
Entscheidungen noch nicht vollständig
vor. Insoweit haben jedoch die Entschei­
dungen die Genehmigung der vollständi­
gen Beihilfeprogramme von Freigabeer­
klärungen abhängig gemacht, die erst
nach Vorlage von konkreten Umstruktu­
rierungsprogrammen im Sinne von Arti­
kel 2 des Beihilfekodex erteilt werden.
Unter diesen Umständen konnte die
Kommission meines Erachtens die ihr in
Artikel 2 Absatz 1 erster Gedanken­
strich übertragene Aufgabe in der Tat
nicht zweckmäßiger erfüllen als in der
beschriebenen Art und Weise. Daß die
Einhaltung der Entscheidung somit stu­
fenweise abgesichert wurde, steht nach
meiner Meinung auch nicht in Wider­
spruch zum Wortlaut oder zur Zielset­
zung dieser Vorschrift.

c) Der von der Klägerin und der Streithel­
ferin behauptete Verstoß gegen Artikel 5
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des Beihilfekodex, der damit begründet
wird, daß verlustdeckende Betriebsbeihil­
fen in Milliardenhöhe genehmigt worden
seien, die für die Durchführung der Um­
strukturierungsprogramme nicht erfor­
derlich gewesen seien und außerdem
auch im Gegensatz zu Artikel 5 des Bei­
hilfekodex ständen (vgl. Klageschrift,
S. 33/34, Erwiderung, S. 16-18, und die
Erläuterungen in der mündlichen Ver­
handlung), verdient mehr Aufmerksam­
keit. Soweit die Ausführungen in der
mündlichen Verhandlung sich auf Not­
beihilfen im Sinne von Artikel 6 des Ko­
dex beziehen, sind sie sowohl für den
Haupt- als auch für den Hilfsantrag
ohne Bedeutung. Die angefochtenen
Entscheidungen betreffen keine solchen
Notbeihilfen und konnten sie auch gar
nicht zum Gegenstand haben, da Notbei­
hilfen nach dem 31. Dezember 1981
nicht mehr genehmigt werden durften. In
der mündlichen Verhandlung haben die
Klägerin und die Streithelferin sich denn
auch zu Recht bei ihren Ausführungen
hauptsächlich auf die genehmigten Be­
triebsbeihilfen und die in diesem Zusam­
menhang gerügten Verstöße gegen Arti­
kel 5 des Kodex konzentriert. Da diese
Verstöße, soweit sie tatsächlich vorlie­
gen, wie noch zu zeigen sein wird, un­
trennbar mit der im Hilfsantrag behaup­
teten Verletzung wesentlicher Verfah­
rensvorschriften verknüpft sind, können
sie nur im Zusammenhang mit dem
Hilfsantrag geprüft werden.

V.3.3. Ergebnis

Wenn ich die Ergebnisse meiner Untersu­
chung des Hauptantrags der Klägerin und
der dazu vorgetragenen Argumente zusam­
menfasse, komme ich zu dem Schluß, daß
dieser Antrag als unbegründet abzuweisen
ist. Dies gilt sowohl für den ursprünglichen
als auch für den in der Erwiderung geänder­
ten Hauptantrag.

VI. Beurteilung des Hilfsantrags

VI.l. Einleitung

Mit ihrem Hilfsantrag begehrt die Klägerin,
die vier streitigen Entscheidungen insoweit
für nichtig zu erklären, als die Höhe der in
den einzelnen Mitgliedstaaten gewährten
Beihilfen die der Kommission bis zum 30.
September 1982 notifizierten Beihilfemaß­
nahmen übersteigt. Der Hilfsantrag stützt
sich auf einen Verstoß gegen Artikel 8 Ab­
satz 1 (in Verbindung mit Artikel 12) und
Artikel 8 Absatz 2 des Zweiten Beihilfe­
kodex.

Aufgrund der Akten steht fest und wird vor
allem auch von der Kommission zugegeben,
daß die betroffenen vier Mitgliedstaaten der
Kommission Vorhaben in Höhe von insge­
samt 7,5 Milliarden ECU „zur Gewährung
oder Änderung von Beihilfen gemäß Artikel
3 bis 7" im Widerspruch zu Artikel 8 Absatz
1 Satz 2 erst nach dem 30. September 1982
gemeldet haben. Weiterhin ist unstreitig,
daß die betreffenden Ergänzungen oder Än­
derungen der vor dem 30. September 1982
gemeldeten Vorhaben von Belgien, Frank­
reich und Italien erst am 28. oder 29. Juni
1983 vorgenommen wurden.

Was die Vorlage der mit den Beihilfevorha­
ben verbundenen konkreten Umstrukturie­
rungspläne angeht, so hat die Kommission
laut ihrer Antwort auf die schriftliche Frage
1 c) des Gerichtshofes sogar allen Mitglied­
staaten eine Fristverlängerung bis zum 31.
Januar 1984 gewährt. Schließlich räumt die
Kommission ein, daß sie in Abweichung von
Artikel 8 Absatz 2 zu den genannten Ergän­
zungen oder Änderungen der früher gemel­
deten Vorhaben vor Erlaß der angefochte­
nen Entscheidungen die Mitgliedstaaten
nicht gehört habe.

Wie bereits gesagt hängen die unzweifelhaf­
ten Verstöße gegen die Artikel 2 und 5 des
Zweiten Beihilfekodex untrennbar mit den
dargestellten Abweichungen gegenüber Arti­
kel 8 Absätze 1 und 2 des Kodex zusam-
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men. Die Kommission hat bereits in der zi­
tierten Antwort auf die Frage 1 c) des Ge­
richtshofes eingeräumt, daß sie wegen der
Verzögerungen bei der Anmeldung die in
Artikel 2 Absatz 1 dritter Gedankenstrich
für alle Beihilfeformen niedergelegte und in
Artikel 5 Absatz 1 zweiter Gedankenstrich
für die Betriebsbeihilfen konkretisierte For­
derung nach Degressivität dieser Beihilfeart
nicht mehr aufrechterhalten konnte. Am
Schluß der mündlichen Verhandlung hat die
Kommission als Antwort auf eine von mir
gestellte Frage nochmals ausdrücklich zuge­
geben, die Nichtbeachtung der in Artikel 5
präzisierten Forderung nach Degressivität
(Befristung auf höchstens zwei Jahre und
wenigstens einmal im Jahr eine Herabset­
zung) sei die Folge davon gewesen, daß sie
die besagte Überschreitung der Anmeldefrist
zugelassen habe. Die Beurteilung der von
der Klägerin vor allem gegen die Betriebs­
beihilfenpolitik der Kommission erhobenen
Einwände steht somit in untrennbarem Zu­
sammenhang mit der Beurteilung der zur
Stützung des Hilfsantrags behaupteten Ver­
letzung von Artikel 8 Absätze 1 und 2. Ei­
nerseits verteidigt die Kommission den Ver­
stoß gegen die Degressivitätsforderung vor
allem mit der Hinnahme der festgestellten
Fristüberschreitung. Andererseits ist die
Beurteilung der Schwere dieses Verstoßes
gegen eine materiellrechtliche Vorschrift des
Kodex für die Bewertung der Zuwiderhand­
lungen gegen Artikel 8 Absätze 1 und 2 von
Bedeutung. Ich werde deshalb jetzt zunächst
die wichtigsten Einwände der Klägerin ge­
gen die Betriebsbeihilfenpolitik der Kom­
mission behandeln.

VI.2. Die Beurteilung der Einwände hinsicht­
lich der Betriebsbeihilfen

Die Einwände der Klägerin betreffen in er­
ster Linie die Höhe der von der Kommis­
sion bewilligten Betriebsbeihilfen. Aus den
von mir in Teil IV.4. dieser Schlußanträge
(Ausführungen der Streithelferin) genannten
Einzelheiten ergibt sich in der Tat, daß der
Anteil dieser Art von Beihilfen an den insge­

samt genehmigten Beihilfen nach 1982 (und
laut den Angaben in den Akten auch in ab­
soluten Beträgen) noch erheblich zugenom­
men hat. Dies widerspricht eindeutig dem
Wortlaut und dem Ziel von Artikel 2 Ab­
satz 1 dritter Gedankenstrich und Artikel 5
Absatz 1 zweiter Gedankenstrich.

Eine zweite bedeutsame Rüge der Klägerin
bezieht sich auf die wettbewerbsverzerrende
Wirkung dieser Betriebsbeihilfen. Die Klä­
gerin hat in der mündlichen Verhandlung
zu Recht darauf hingewiesen, daß durch die
Einhaltung der Mindestpreisregelung kei­
neswegs sichergestellt ist, daß ein Verkauf
unter den Produktionskosten nicht stattfin­
det. In der vorgelegten Mitteilung der Kom­
mission an den Rat vom 11. November 1984
wird auch ausdrücklich eingeräumt, daß Be­
triebsbeihilfen in einer Reihe von Fällen zur
Verlustabdeckung erforderlich waren und
blieben. Indem die Kommission den Unter­
nehmen dadurch in großem Maße die Mög­
lichkeit verschafft hat, mit Verlust zu ver­
kaufen, hat sie gewiß auch weitgehend zur
Verzerrung der Wettbewerbsbedingungen
und zur Erhaltung von Marktanteilen un­
rentabler Unternehmen beigetragen. Zu
Recht hat die Klägerin in der mündlichen
Verhandlung erklärt, für eine Reduzierung
dieser Verzerrungen auf das in der dritten
Begründungserwägung verlangte Mindest­
maß wäre folgendes notwendig gewesen:

a) Die Betriebsbeihilfenvorhaben gemäß Ar­
tikel 5 Absatz 1 erster Gedankenstrich
hätten zusammen mit ausgearbeiteten
Umstrukturierungsprogrammen einher­
gehen müssen; tatsächlich hätten da­
gegen am 1. Januar 1985 noch nicht
alle endgültigen Umstrukturierungspro­
gramme vorgelegen, ohne daß dies einer
Freigabe der Betriebsbeihilfen im Wege
gestanden hätte.

b) Die Kommissionsentscheidungen (oder
die späteren Freigabeentscheidungen)
hätten strenge Voraussetzungen hinsicht-
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lich des Verhältnisses zwischen geneh­
migten Betriebsbeihilfen, ihrem Umfang
und der für die Durchführung der Um­
strukturierungspläne unbedingt erforder­
lichen Zeit aufstellen müssen. Diese For­
derung ergebe sich auch eindeutig aus
Artikel 5 Absatz 1 dritter Gedanken­
strich. Tatsächlich habe die Kommission
jedoch in den Freigabeentscheidungen
die beantragten Betriebsbeihilfen ohne
weiteres freigegeben, auch wenn für die
Durchführung der Umstrukturierungs­
pläne eine Betriebsbeihilfe in geringerer
Höhe oder von kürzerer Dauer ausrei­
chend gewesen sei. Die von der Kommis­
sion diesbezüglich betriebene Politik
habe die Umstrukturierung verlangsamt
und mehr als unvermeidliche Wett­
bewerbsverzerrungen mit sich gebracht.

c) Die Betriebsbeihilfen hätten nur für den
Zeitraum bewilligt werden dürfen, der
für die Umstrukturierung objektiv not­
wendig gewesen sei.

Als einzig wirklich stichhaltige Erklärung
für die unzweifelhaften Abweichungen vom
Wortlaut und von der Zielsetzung des Arti­
kels 5 Absatz 1 des Kodex5 führt die Kom­
mission die Zeitnot an, in die sie geraten sei,
nachdem sie eine Überschreitung der in Ar­
tikel 8 Absatz 1 festgesetzten Frist zugelas­
sen habe. Ob diese Erklärung eine hinrei­
chende Rechtfertigung enthält, hängt also
von der jetzt zu untersuchenden Frage ab,
welche Bedeutung ein Abweichen von dieser
Frist hat.

VI.3. Beurteilung der gerügten Abweichung
von Artikel 8 Absatz 1

Zum Vorwurf der Abweichung von Artikel
8 Absatz 1 hat die Kommission zunächst

vorgetragen, die dort festgelegte Frist sei
keine Ausschlußfrist. Artikel 8 Absatz 1 ist
nach ihren Darlegungen in der mündlichen
Verhandlung eine einfache Verfahrensfrist,
„die sicherstellen soll, daß die Kommission
so zeitig vor dem 1. Juli 1983 über alle be­
absichtigten Beihilfemaßnahmen unterrichtet
wird, daß sie darüber unter Einhaltung der
Fristen [z. B. nach Artikel 5 Absatz 1 zwei­
ter Gedankenstrich] entscheiden kann"
(Verdeutlichung in der Klammer durch den
Verfasser). Zweitens verlange Artikel 12 des
Kodex nur für eine allgemeine Änderung
der in Artikel 8 Absatz 1 festgesetzten Frist
die Zustimmung des Rates. Dagegen stehe
diese Vorschrift nicht der im vorliegenden
Fall bewilligten Fristüberschreitung im
Wege, da diese Einzelfall- und Ausnahme­
charakter habe.

Dieses Argument der Kommission kann
nach meiner Meinung ihr tatsächlich festge­
stelltes Vorgehen nicht rechtfertigen. Selbst
wenn man mit der Kommission davon aus­
geht, daß die in Artikel 8 Absatz 1 be­
stimmte Meldefrist in dem Sinn keine Aus­
schlußfrist ist, daß jede noch so geringfü­
gige Überschreitung dieser Frist die Geneh­
migung der zu spät angemeldeten Beihilfe­
vorhaben unmöglich macht, muß sie doch
als strenger angesehen werden, als die Kom­
mission es tut. Aus Artikel 8 Absatz 2 des
Kodex ergibt sich zunächst, daß die Mel­
dung so rechtzeitig erfolgen mußte, daß die
Kommission Gelegenheit hatte, früh genug
vor ihrer diesbezüglichen Entscheidung die
Stellungnahme der Mitgliedstaaten zu den
ihr gemeldeten wichtigsten Beihilfevorhaben
einzuholen. Außerdem darf aus Artikel 5
Absatz 1 zweiter Gedankenstrich nicht nur
abgeleitet werden, daß die Meldung so
rechtzeitig erfolgen muß, daß die dort fest­
gesetzten Fristen von der Kommission bei
ihrer Entscheidung noch berücksichtigt wer­
den können, sondern es muß aus ihm auch
gefolgert werden, daß die Meldung so
rechtzeitig erfolgen muß, daß die in dieser
Vorschrift genau konkretisierte Degressivi-

3 •— Die Rüge der Klägerin, die Kommission habe in ihrer Poli­
tik auch soziale Erwägungen berücksichtigt, halte ich als
solche angesichts des Wortlauts von Artikel 5 Absatz 2 und
der dritten Begründungserwägung nicht für stichhaltig. Da­
durch wird jedoch eine Abweichung von in Artikel 5 Absatz
1 ausdrücklich festgelegten Voraussetzungen nicht gerecht­
fertigt.
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tätsforderung eingehalten werden kann. Wie
bereits festgestellt hat die Kommission zuge­
geben, daß die im vorliegenden Fall geneh­
migte Fristüberschreitung die Einhaltung
dieser Degressivitätsforderung in den ange­
fochtenen Entscheidungen nicht mehr mög­
lich machte.

Der Einwand der Kommission, im vorlie­
genden Fall sei Artikel 12 des Kodex nicht
anzuwenden gewesen, ist ebenfalls zurück­
zuweisen. Zunächst kann nicht die Behaup­
tung aufrechterhalten werden, im vorliegen­
den Fall habe es sich nur um zufällige Frist­
überschreitungen in einigen Einzelfällen ge­
handelt. Es ging im Gegenteil um Fristüber­
schreitungen, die die Mehrzahl der beab­
sichtigten Beihilfemaßnahmen der Mitglied­
staaten betrafen. Zweitens bietet Artikel 5
Absatz 1 zweiter Gedankenstrich Satz 2 ein­
deutig keine Rechtsgrundlage für eine in
Einzelfällen gewährte Verlängerung der in
Artikel 8 Absatz 1 gesetzten Frist. Vollstän­
digkeitshalber möchte ich dieser Beurteilung
der wichtigsten Verteidigungsmittel der
Kommission noch hinzufügen, daß auch ihr
Vorbringen in. der mündlichen Verhand­
lung, die nach dem 30. September 1982 ge­
meldeten umfangreichen Änderungen der
vor diesem Zeitpunkt gemeldeten Vorhaben
seien nur als eine Präzisierung dieser bereits
gemeldeten Vorhaben anzusehen gewesen,
zurückzuweisen ist. Die Meldepflicht gemäß
Artikel 8 Absatz 1 bezieht sich ausdrücklich
auch auf die beabsichtigten Änderungen der
in den Artikeln 2 bis 7 des Kodex genannten
Beihilfen.

Die Verteidigung der Kommission ge­
genüber idem Vorwurf, erhebliche Über­
schreitungen der in Artikel 8 Absatz 1 des
Zweiten Beihilfekodex festgesetzten Melde­
fristen eigenmächtig genehmigt zu haben, ist
daher nach: meiner Meinung zurückzuwei­
sen. Die festgestellten Überschreitungen
müssen ebenfalls aus den genannten Grün­
den auch als wesentliche Formfehler angese­
hen werden, und die Klage ist deshalb inso­
weit für begründet zu erachten.

VI.4. Beurteilung der vorgeworfenen Abwei­
chung von Artikel 8 Absatz 2

Die Kommission räumt den ihr von der Klä­
gerin ebenfalls vorgeworfenen Verstoß ge­
gen Artikel 8 Absatz 2 in tatsächlicher Hin­
sicht ein. Sie bestreitet auch nicht, daß die
betreffenden Beihilfevorhaben zu den wich­
tigsten Vorhaben im Sinne des Artikels 8
Absatz 2 gehören. Das Versäumnis, die Mit­
gliedstaaten zu diesen Beihilfevorhaben zu
hören, rechtfertigt sie im wesentlichen da­
mit, daß es das Ergebnis einer Abwägung
zwischen dem Interesse an einer rechtzeiti­
gen materiellen Entscheidung und dem In­
teresse an der Befolgung der Konsultations­
verpflichtung sei.

Diese Begründung ist ebenfalls zurückzu­
weisen. Sie verkennt die wesentliche Bedeu­
tung der genannten Verfahrensvorschrift,
die insoweit mit der Verfahrensvorschrift in
Artikel 93 Absatz 2 Unterabsatz 1 EWG-
Vertrag vergleichbar ist. Die Klägerin hat in
diesem Verfahren zu Recht daran erinnert,
daß der Verstoß gegen die letztgenannte
Verfahrensvorschrift vom Gerichtshof in sei­
nem Urteil vom 20. März 1984 in der
Rechtssache 84/82 (Deutschland/Kommis­
sion, Slg. 1984, 1451) und von Generalan­
walt Sir Gordon Slynn in seinen vorange­
gangenen Schlußanträgen für so entschei­
dend gehalten worden sei, daß er zur Nich­
tigerklärung der betreffenden Entscheidung
führen mußte.

Das Argument der Kommission, sie habe
hier das Interesse an einer rechtzeitigen
materiellen Entscheidung gegen das Inter­
esse an der Einhaltung der Konsultations­
pflicht abwägen müssen, ist zurückzuweisen.
In Wirklichkeit unterstreicht sie damit nur
den Ernst des ihr vorgeworfenen Verstoßes
gegen Artikel 8 Absatz 1 des Kodex. Durch
diesen Verstoß hat die Kommission sich
selbst in das besagte Dilemma gebracht. An­
gesichts der Widerrechtlichkeit des Versto­
ßes gegen Artikel 8 Absatz 1 kann sie sich
auf die insoweit durch ihre eigene Schuld
entstandene Zwangslage nicht berufen. Die
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Bedeutung eines Verstoßes gegen die Kon­
sultationspflicht ist außerdem gerade bei
Vorhaben zur Verlängerung umfangreicher
Betriebsbeihilfen besonders groß. Die ande­
ren Mitgliedstaaten kennen natürlich besser
als die Kommission die für ihre Industrie
nachteiligen Folgen der damit verbundenen
Wettbewerbsverzerrungen. Auf diesen wett­
bewerbsverzerrenden Charakter dieser Form
von Beihilfen habe ich bereits hingewiesen.
Die Klägerin hat in diesem Zusammenhang
jedoch auch zu Recht Ihr Urteil vom 15. Ja­
nuar 1985 in der Rechtssache 250/83 (Fin-
sider/Kommission, Slg. 1985, 142) ange­
führt. Vor allem Randnummer 7 Satz 2
und Randnummer 9 Satz 2 der Entschei­
dungsgründe dieses Urteils sprechen in die­
ser Hinsicht in der Tat eine sehr deutliche
Sprache. Sie bekräftigen, daß diese Form
von Beihilfe die schädlichsten Folgen für die
Wettbewerbsverhältnisse hat, am weitesten
von dem wesentlichen Ziel der Umstruktu­
rierung entfernt ist und die Verwirklichung
dieses Endziels verzögern kann.

Die Rüge der Klägerin, daß Artikel 8 Ab­
satz 2 verletzt sei, halte ich deshalb ebenfalls
für begründet. In diesem Verstoß sehe ich
ebenso wie in der Zuwiderhandlung gegen
Artikel 8 Absatz 1 einen so wesentlichen
Formfehler, daß er eine teilweise Nichtiger­
klärung der hier angefochtenen Entschei­
dungen entsprechend dem Hilfsantrag der
Klägerin rechtfertigt.

VI.5. Ergebnis hinsichtlich des Hilfsantrags

Hinsichtlich des Hilfsantrags sowie der zu
seiner Rechtfertigung vorgetragenen zwei
Rügen komme ich also zu dem Ergebnis,
daß der Antrag begründet ist und dement­
sprechend insoweit zur Nichtigerklärung
der betreffenden vier Entscheidungen füh­
ren muß, als die Summe der Beihilfen, die in
den betroffenen Mitgliedstaaten aufgrund
dieser Entscheidungen gewährt werden
kann, die Summe der der Kommission bis
zum 30. September 1982 mitgeteilten Beihil­
fevorhaben übersteigt.

Nach Artikel 34 EGKS-Vertrag muß gleich­
zeitig mit dieser Nichtigerklärung die Sache
an die Kommission zurückverwiesen wer­
den. Anders als die Regelung für Verord­
nungen in Artikel 174 Absatz 2 EWG-Ver­
trag gibt Artikel 34 EGKS-Vertrag dem Ge­
richtshof bei Entscheidungen wie den vorlie­
genden keine Möglichkeit, diejenigen ihrer
Wirkungen zu bezeichnen, die als fortgel­
tend zu betrachten sind. Artikel 34 EGKS-
Vertrag regelt selbst die Rechtsfolgen der
Nichtigerklärung. Auf die in diesem Zusam­
menhang auftauchenden Probleme werde
ich jetzt in meinen Schlußbemerkungen ein­
gehen, bevor ich dann meine eigentlichen
Anträge formuliere.

VII. Schlußbemerkungen und Anträge

VII. 1. Schhißbemerktmgen

Hinsichtlich der Rechtsfolgen der Nich­
tigerklärung von Entscheidungen wie den
hier streitigen bestimmt Artikel 34 EGKS-
Vertrag, daß die Kommission nach Zurück­
verweisung der Sache „die Maßnahmen zu
ergreifen [hat], die sich aus dem Nichtig­
keitsurteil ergeben". Weiter heißt es: „Hat
ein Unternehmen oder eine Gruppe von Un­
ternehmen infolge einer Entscheidung oder
Empfehlung, die nach Feststellung des Ge­
richtshofes mit einem die Haftung der Ge­
meinschaft begründenden Fehler behaftet
ist, einen unmittelbaren und besonderen
Schaden erlitten, so hat die Hohe Behörde
im Rahmen der ihr nach den Bestimmungen
des Vertrages zustehenden Befugnisse ge­
eignete Maßnahmen zu ergreifen, um eine
angemessene Wiedergutmachungdes durch
die für nichtig erklärte Entscheidung oder
Empfehlung unmittelbar verursachten Scha­
dens und, soweit erforderlich, eine billige
Entschädigung zu gewähren." Absatz 2 die­
ses Artikels fügt dem folgendes hinzu: „Er­
greift die Hohe Behörde nicht innerhalb
einer angemessenen Frist die Maßnahmen,
die sich aus dem Nichtigkeitsurteil ergeben,
so kann vor dem Gerichtshof auf Schadens­
ersatz geklagt werden." Artikel 34 Absatz 2
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verweist also auf die Möglichkeit von Scha­
densersatzklagen, die nach Artikel 40 des
Vertrages besteht. Diese Vorschrift bietet
diese Möglichkeit jedoch ausdrücklich vor­
behaltlich der zitierten Bestimmungen des
Artikels 34 Absatz 1, die damit selbständig
bleiben und auch gelten, wenn — wie im
vorliegenden Fall — kein Schadensersatz
gefordert wird.

Die Klägerin hat in der mündlichen Ver­
handlung ausdrücklich erklärt, es gehe ihr
vor allem darum, der Kommission bei der
Verwirklichung des Beihilfekodex in der
Schlußphase eine stärkere Position ge­
genüber den vier betroffenen Mitgliedstaa­
ten zu verschaffen. Dies würde im Ergebnis
einen größeren Kapazitätsabbau und gerin­
gere Beihilfen in den genannten Mitglied­
staaten bedeuten. Andererseits haben sowohl
die Klägerin als auch die ihre Anträge un­
terstützende Wirtschaftsvereinigung Eisen-
und Stahlindustrie im Verfahren wiederholt
vorgetragen und nach meiner Meinung bis
zu einem gewissen Grad auch dargetan, daß
die deutschen Stahlunternehmen als unmit­
telbare Folge der angefochtenen Entschei­
dungen besonders benachteiligt worden
seien. Dies gilt meines Erachtens namentlich
für die Nichtbeachtung der in Artikel 5 für
Betriebsbeihilfen konkretisierten Forderung
nach Degressivität der zu bewilligenden Bei­
hilfen. Die Nichtbeachtung war wie festge­
stellt die unvermeidliche Folge der rechts­
widrigen Abweichung von Artikel 8 Absätze
1 und 2 des Zweiten Beihilfekodex. Anderes
gilt nach meiner Meinung für die durch die
Kommission genehmigte Abweichung von
der in Artikel 5 zweiter Gedankenstrich
gleichzeitig festgesetzten Zweijahresfrist.
Während des Verfahrens hat sich gezeigt
und wurde vor allem in der mündlichen
Verhandlung noch einmal bestätigt, daß die
Mitgliedstaaten sich im Rat am 25. Juli 1983
entsprechend der dafür in Satz 2 dieser Be­
stimmung geschaffenen Möglichkeit ein­
stimmig für eine Änderung der genannten
Frist ausgesprochen haben. Die Kommission
konnte also danach in ihren Freigabeent­
scheidungen von der Frist abweichen.

Angesichts der besonderen Umstände, die
die festgestellten Verstöße gegen Artikel 8
des Zweiten Beihilfekodex zwar nicht recht­
fertigen, wohl aber verständlich machen, ist
es nach meiner Meinung nicht sicher, aller­
dings auch nicht ausgeschlossen, daß die Art
des Vorwurfs gegen die Kommission nach
Artikel 34 Satz 3 EGKS-Vertrag die Fest­
stellung im Urteil des Gerichtshofes recht­
fertigen kann, daß die für nichtig zu erklä­
renden Entscheidungen „mit einem die Haf­
tung der Gemeinschaft begründenden Fehler
behaftet" sind. Ich stelle dem Gerichtshof
denn auch anheim, diese Frage in seinem
Urteil ausdrücklich offenzulassen. Dies
scheint mir auch von Bedeutung, um nicht
eventuellen späteren Klagen benachteiligter
Unternehmen aufgrund von Artikel 40
EGKS-Vertrag vorzugreifen. Dabei könnten
dann zugleich die möglichen Parallelen zwi­
schen Artikel 34 Satz 3 EGKS-Vertrag und
der Rechtsprechung des Gerichtshofes zur
Haftung für Rechtsetzungsakte aufgrund
Artikel 215 Absatz 2 EWG-Vertrag zur
Sprache kommen. Im vorliegenden Verfah­
ren reichen die vorgetragenen Angaben
auch nicht aus, um den Gerichtshof in die
Lage zu versetzen, darüber ein Endurteil zu
erlassen.

Wenn der Gerichtshof meinen Vorschlägen
in diesem Punkt folgt, richten sich die
Rechtsfolgen einer Nichtigerklärung in er­
ster Linie nach Artikel 34 Satz 2. Da die
eigenmächtige Genehmigung der Über­
schreitung der in Artikel 8 Absatz 1 des
Zweiten Beihilfekodex festgesetzten Melde­
frist als solche nicht wieder rückgängig ge­
macht werden kann, wird die Anwendung
dieses Satzes die Kommission in erster Linie
dazu zwingen, nachträglich die Stellung­
nahme der Mitgliedstaaten zu den betref­
fenden Beihilfevorhaben einzuholen. Auf­
grund dessen wird die Kommission dann
auch zu beurteilen haben, ob sie noch eine
Herabsetzung der den betroffenen Mitglied­
staaten genehmigten Betriebsbeihilfen oder
aber einen größeren Abbau der Produk­
tionskapazität oder andere ergänzende Um-
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strukturierungsmaßnahmen verlangen muß.
Dem Punkt 12 und anderen Stellen der in
der mündlichen Verhandlung vorgelegten
Mitteilung der Kommission an den Rat vom
14. November 1984 entnehme ich, daß
solche Rechtsfolgen auch noch als realisier­
bar anzusehen sind. Auf diese Weise kann
dann sichergestellt werden, daß das Haupt­
ziel des Beihilfekodex, die Wiederherstel­
lung der Rentabilität der meisten Stahl­
unternehmen in den betreffenden Mitglied­
staaten zum 1. Januar 1986 auch erreicht
wird, ohne daß nach diesem Zeitpunkt dazu
noch Beihilfen gewährt werden müssen.
Daß nach dem genannten Zeitpunkt die
vollständige Einstellung der besonderen Bei­
hilfemaßnahmen beabsichtigt ist, hat die
Kommission am Schluß der mündlichen
Verhandlung auch noch einmal ausdrück­
lich bestätigt. Einige Unternehmen werden
nach diesem Zeitpunkt jedoch nach Ansicht
der Kommission aus eigener Kraft die An­
passungen fortsetzen müssen, um wieder
rentabel zu werden.

Die Folgen des Verstoßes gegen die in Arti­
kel 5 des Beihilfekodex konkretisierte De-
gressivitätsforderung (die wie gesagt die un­
vermeidliche Folge der rechtswidrigen Ge­
nehmigung der Überschreitung der Melde­
frist war) werden nach Erlaß Ihres Urteils
auch durch eine degressive Staffelung der
noch auszuzahlenden Betriebsbeihilfen ver­
mutlich nicht mehr vollständig rückgängig
gemacht werden können. Unter Berücksich­
tigung auch von Artikel 40 EGKS-Vertrag
wird die Kommission deshalb aufgrund von
Artikel 34 Satz 2 vielleicht auch andere
Maßnahmen erwägen, die für „eine ange­
messene Wiedergutmachung des durch die

für nichtig erklärte[n] Entscheidung[en] ...
unmittelbar verursachten Schadens" sorgen,
um Artikel 34 Satz 3 nochmals zu zitieren.
Dabei sind unter anderem auch Maßnah­
men im Rahmen der Quotenregelung denk­
bar, falls diese in der einen oder anderen
Form im Jahr 1986 noch fortgesetzt werden
sollte.
Im Hinblick auf die nur noch kurze Frist,
die bis 1986 bleibt, sowie auf die kurzen
neuen Fristen für die Meldung der Beihilfe­
vorhaben, ihre Genehmigung und die Ver­
längerung der Fristen für die Betriebsbeihil­
fen, die die Kommission in der mündlichen
Verhandlung vorbehaltlich der erforderli­
chen Zustimmung des Rates angekündigt
hat, wird Ihr Urteil natürlich um so mehr
praktische Wirkung entfalten können, je
eher es ergehen wird. Nach Presseberichten
ist die betreffende Änderung des Beihilfeko­
dex am 27. März genehmigt worden. Die
Änderungsentscheidung 1018/85/EGKS
wurde anschließend am 23. April 1985 im
Amtsblatt L 110, S. 5, veröffentlicht. Auf­
grund einer ausführlichen Begründungser­
wägung wird das Datum in Artikel 2 Ab­
satz 1 fünfter Gedankenstrich durch
„1. August 1985", das in Artikel 5 Absatz 1
zweiter Gedankenstrich durch „31. Dezem­
ber 1985" und das in Artikel 8 Absatz 1
durch „31. Mai 1985" ersetzt.

Zur Kostenverteilung schlage ich Ihnen vor,
der Kommission ihre eigenen Kosten sowie
die Hälfte der der Klägerin und der Streit­
helferin entstandenen Kosten aufzuerlegen,
wenn Sie mit mir der Auffassung sind, daß
dem Hilfsantrag der Klägerin stattzugeben
ist.

VII.2. Anträge

Ich schlage Ihnen vor,

1) die Entscheidungen 83/391/EWG, EGKS, 83/393/EGKS, 83/396/EGKS und
83/399/EGKS der Kommission vom 29. Januar 1983 (ABl. 1983, L 277), in
denen die belgische, die französische, die italienische und die britische Regie-
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rung ermächtigt werden, bestimmten Eisen- und Stahlerzeugern Beihilfen zu
gewähren, insoweit für nichtig zu erklären, als der Beihilfebetrag, der nach den
betreffenden Entscheidungen gewährt werden kann, die Summe der der Kom­
mission bis zum 30. September 1982 mitgeteilten Beihilfen übersteigt,

2) die Sache gemäß Artikel 34 EGKS-Vertrag an die Kommission zurückzuver­
weisen,

3) die Rechtsfolgen der Nichtigerklärung in den Entscheidungsgründen Ihres Ur­
teils kurz in dem Sinn zu verdeutlichen, wie ich sie ausführlicher in meinen
Schlußanträgen dargestellt habe,

4) im übrigen die Klage als unbegründet abzuweisen und

5) der Kommission ihre eigenen Kosten sowie die Hälfte der Kosten, die der Klä­
gerin und der Wirtschaftsvereinigung Eisen- und Stahlindustrie als Streithelfe­
rin an der Seite der Klägerin entstanden sind, aufzuerlegen.
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